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Ar. 6. 9. Jahrgang. 


Inhalt: 
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Aufzügen S. 140. — 2. Dampfkeſſelweſen: Betr. baupolizeiliche Abnahme der Dampfteſſel S. 140. 
3. Wandergewerbe und Märkte: Betr. Wollmärkte in Üßen S. Arbeiters 
verſicherung: Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. S. 141. 


v. Grwerbliche Unterrichtsangelegenheiten: 1. Allgemeine Angelegenheiten: Betr. Prüfungen für 
Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde S. 142. — 2. Fortbildungs⸗ 
ſchulen: Betr. Ausbildungskurſe für Lehrer an Fortbildungsſchulen S. 142. Betr. Zeichenkurſe für 
Lehrer S. 142. 


U— . —N ——— 


J. Perſonalien. 


An Stelle des zum Erſten Staatskommiſſar 


bei der hieſigen Börſe ernannten Geheimen 
Regierungsrats Dr. G öppert iſt der Geheime 


Oberregierungsrat und vortragende Rat im 


Miniſterium für Handel und Gewerbe 
Luſensky zum Vorſitzenden der Kommiſſion 
für das Ordnungsſtrafverfahren wegen ver⸗ 
botenen Börſenterminhandels zu Berlin er- 
nannt worden. 


Der Gewerbeaſſeſſor Dr. Roſebrock in 
Cöln iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt und 
endgültig mit der Verwaltung der Gewerbe⸗ 
inſpektion Cöln-Land betraut worden. 


Dem Gewerbeaſſeſſor Hartig iſt eine 
etatsmäßige Hilfsarbeiterſtelle bei der Ge— 
werbeinſpektion in Eſſen (Kuhr) verliehen 
worden. 


Die Gewerbereferendare Pr. Rehe aus 
Erfurt, Weber aus Hildesheim, Hockel— 
mann aus Aurich und Sauer aus Potsdam 
ſind nach beſtandener Prüfung zu Gewerbe— 
aſſeſſoren ernannt und den Gewerbeinſpektionen 
Cöln⸗Land, Breslau I, Frankfurt a. M. I 
und Saarbrücken als Hilfsarbeiter überwieſen 
worden. 


I — . —ęVQ: 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Peuſious⸗, Witwen⸗ und Waiſennachweiſungen. N, 


Ober⸗Rechnungskammer. 


Infolge der 


veränderten penſionsgeſetzlichen 
1907 zum Zivilpenſions⸗ ſowie zum Hinterbliebenenfürſorgegeſez — 
S. 223 —) und der neuen Ausführungsanweiſ 


Potsdam, den 18. Dezember 1908. 


Beſtimmungen (Novellen vom 27. Mai 
ſ. HMBl. 1907 
fung über die Berechnung der Bezüge für 


die Hinterbliebenen von Staatsbeamten, die im Dienſte einen Betriebsunfall erlitten haben, 


vom 6. Juli 1907 (MBl. d. i. V. S. 


254) treten an die Stelle der von uns unterm 


Anlage 2 


umage M 


lad 


I. 
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26. März 1903 — G. 506 — vorgefchriebenen Formulare zu den Penſions und Witwen⸗ 
und Waiſengeldnachweiſungen (HM Bl. 1903 S. 299, 311) mit Zuſtimmung der Herren 
Reſſortchefs neue Formulare nach den hier angeſchloſſenen Muſtern 
a) zur Penſionsnachweiſung, 
b) zur Witwen⸗ und Waiſengeldnachweiſung A (für Hinterbliebene von aktiven 
Beamten und im Falle der Bewilligung von Witwen oder Waiſenrente auf 
Grund des Unf.Fürſ.Geſ. auch für Hinterbliebene von penſionierten Beamten), 
c) zur Witwen- und Waiſengeldnachweiſung B (für Hinterbliebene von penſionierten 
Beamten, mit Ausſchluß der Bewilligungen von Witwen- oder Waiſenrente auf 
Grund des Unf.Fürſ.Geſ.). 


Dieſen Muſtern ſind wiederum Beiſpiele und Anmerkungen beigegeben, die dazu bei- 
tragen werden, eine richtige Handhabung der einſchlägigen geſetzlichen Vorſchriften zu ſichern. 
Wir vertrauen daher, daß die Anmerkungen uſw. überall die gebührende Beachtung finden 
werden. 

Die Formulare — ohne Beiſpiele und Anmerkungen — werden nach näherer Be- 
ſtimmung des Herrn Finanzminiſters einheitlich durch Buchdruck vervielfältigt werden. Der 
erſte Bedarf iſt alsbald, der künftige Jahresbedarf bis zum 1. Dezember jedes Jahres bei 
dem Kaſſenbureau der Königlichen Regierung in Danzig, die auch die entſtehenden Koſten 
auf ihren Etat zu übernehmen hat, anzufordern. 

Hierbei wird auf die Anmerkungen 2 zu den Muſtern für die Witwen- und Waiſen⸗ 
geldnachweiſungen A und B, betreffend die als Belege beizubringenden Geburtg- uſw. Ur⸗ 
kunden, noch beſonders aufmerkſam gemacht, da die gleichen Anordnungen in den Muſtern 
vom 26. März 1903 zum Nachteile der Rechnungsjuſtifizierung und zum Schaden der be— 
teiligten Hinterbliebenen gegenwärtig nicht immer die gehörige Beachtung finden. Insbe⸗ 
ſondere werden oftmals noch gebührenpflichtige ſtandesamtliche Urkunden als Rechnungs⸗ 
belege beigebracht, obgleich nachgelaſſen iſt, daß an ihrer Stelle koſtenfreie Beſcheinigungen 
in abgekürzter Form beigebracht werden können. Die Außerachtlaſſung der bezüglichen 
Anordnung in dem Miniſterialerlaſſe vom 1. September 1898 een S. 294 — 
wird in den meiſten Fällen auf Unkenntnis jener Einrichtung beruhen. Es empfiehlt ſich 
daher, die Beteiligten bei Einforderung der Unterlagen für die Feſtſtellung ihrer Bezüge 
auf die gedachten Beſtimmungen hinzuweiſen bezw. ſie entſprechend zu belehren. 

Ferner iſt mehr als bisher auch darauf zu achten, daß nicht Urkunden u. dergl. ein⸗ 
gefordert und den Witwen- und Waiſengeldnachweiſungen beigefügt werden, die in den 
Anmerkungen 2 zu den Nachweiſungsmuſtern als entbehrlich bezeichnet ſind; denn über⸗ 
flüſſiges Beiwerk muß ſtets, beſonders aber dann vermieden werden, wenn ſeine Beſchaffung 
mit Geldausgaben für Dritte verbunden iſt. 


Zuſatz für die Behörden in den Oſtmarken: 

Wird ein Beamter (Dispoſitionsgehalts⸗ oder Wartegeldempfänger) mit Penſion in 
den Ruheſtand verſetzt, fo ift in die gemäß Nr. 3 der diesſeitigen Vorſchriften vom 
8. April 1891 — MBl. d. i. V. S. 64 — zu erlaſſende Verfügung über die Inabgang⸗ 
ſtellung des Gehaltes uſw. zugleich noch ein Vermerk darüber aufzunehmen, ob neben der 
geſetzlichen Penſion eine Oſtmarken⸗Penſionszulage bewilligt und bejahendenfalls, nach 
welcher Oſtmarken⸗Gehaltszulage ſie berechnet worden iſt. Vergl. Anmerkung 25 zum Muſter 
für die Penſionsnachweiſung. 


G. 258. gez. von Magdeburg. 


An die Königlichen Regierungen uſw. 


128 


Anlage 1 


Penſionsnachweiſung 


für den 


Dienſtſtellung, Vor⸗ 
(Ruf-) und Zuname 


Dienſtbehörde: bei der Königlichen Regierung zu Potsdam, 


Regierungsſekretär, Rechnungsrat Wilhelm Müller 


Wohnort und Wohnung: wohnhaft bei Beginn der Zahlung in Stettin, Ringſtr. 3. 


Staatshaushaltsetat Kapitel 62 Titel 3. 
„Penſionen für Zivilbeamte und für die Landgendarmerie, einſchließlich der Offiziere.“ 


Bei Aufftellung der Nachweiſung find die dem Muſter beigegebenen Beiſpiele und Anmerkungen zu beachten. 


An Königliche Regierung. 
die Königliche Regierung 
1 Stettin, den 5. April 1908. 
Shen 1. Einzutragen in das Kataſter. 
— 2. Nachricht dem Empfänger nach Form. 
3. Urſchriftlich nebſt 2 Anlagen 
frei d. Abl. 


an die Königliche Regierungshauptkaſſe 
2 Anlagen. 


hier 


zur Zahlung. 


Unterſchrift: WI. Ide 
Journ.⸗Nr. I 548. 


Form. Nr. 4. Penſtonsnachweiſung. 
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1 zu 
Lebensalter e e e 
a) im Militär — b) im Zivil. 
Jahre. Tage. 
61 | 107 Bei 
| a) Militärdienſtzeit (im preußiſchen oder im Bundes- bezw. Reichsheer, in der 
— preußiſchen oder Bundes- bezw. Kaiſerlichen Marine ſowie bei den Kaiſerlichen Schutz⸗ 


truppen; bei nicht preußiſchen Truppenteilen mithin nicht vor dem 1. 7. 1867 bezw. — 
bei bayriſchen, württembergiſchen und badiſchen Truppenteilen nicht vor dem 1. 1. 1871). 


Vom 3. 12. 1863 bis 30. 9. 1864; anzurechnen vom 3. 12. 1863 bis 15. 3. 1864 als Kriegszeit und 
16. 3. 1847 weiter vom 16. 8. 1864, als dem Beginne des 18. Lebensjahrs an, (1864 Schaltjahr) .. 
Von r 10 en bis 25 e Be 


Vom 26. 3. bis 6. 5. 1869 


geboren am 


Vom 22. 7. 1870 bis 24. 6. 1874 


Kriegsjahre: 1864, begründet durch den ſtatutenmäßigen Beſitz der Kriegsdenkmünze 
1866, = — = = des Erinnerungskreuzes . 


1870,71, hat an der Schlacht bei Sedan (1. 9. 1870) und an der Belagerung 
von Longwy (1871) teilgenommen „ „% „ nn tan un 


oder: war vom 10. 8 1870 bis 10. 5. 1871 (oder vom 19. 10. bis 22. 12. 1870 und vom 
2. 1. bis einſchl. 1. 3. 1871) ununterbrochen aus dienſtlicher Veranlaſſung in 
Frankreich. 


(In anderem Falle: war vom 8. 11. 1870 bis 15. 2. 1871 ununterbrochen aus dienſt⸗ 
licher Veranlaſſung in Frankreich, ohne an einer Schlacht, einem 
Gefecht oder einer Belagerung teilgenommen zu haben .. 1 Jahr). 


a) = 


b) Zivildienſtzeit (vereidigt am 15. 5. 1884). 


Bon 2. 7. bis bis 25. 9. 1874 Hilfsſchreiber bei der hieſigen Regierung (war zwar nur im privatrechtlichen Dienſt⸗ 
verhaltnis, jedoch als anſtellungsberechtigte ehemalige Militärperſon mit der Abſicht der ſpateren Anſtellung als 
Beamter — zum Zwecke der Ausbildung und demnächſtigen Anſtellung als Beamter — angenommen und beſchäftigt) 

Vom 1. 12. 1874 bis 15. 9. 1878 im Dienſte der Stadtgemeinde Teltow (angerechnet mit Königlicher Genehmigung auf 
Grund des 819 Ziv. Peuſ Geſ. )) 1 „% Ip en N 

Vom 15. 5. 1884 bis 30. 6. 1908 im Bureaudienſte der hieſigen Regierung, anfangs Militarauwärter, ſchließlich 
Regterungsſekretl ee EEE 5 


x 


gun, za 


| Davon find 
penſtonsfähi 
| bon gegn bes 
18. Lebensjahrs 
ab — Militär⸗ 
dienſtzeit im 
Falle des 8 16 


4. 5 6 7. 8 
Rechnung, Betrag An Militär⸗ 
= 10 27 ir che 5 i invaliden⸗ 
Penſionsfähiger EEE Beginn 
das letzte [— genau und] penſton 
Betrag Dienſt⸗ (8 9 Ziv.⸗ oder der 
aid einkommen | Penſ.Geſ.) . Zahlung. 
; nachgewieſen abge⸗ find 
wird. rundet -—. zu erſtatten 


M 


Etwaige 
Gründe, aus 
welchen 
Witwen⸗ und 
Waiſengeld 
ſeinerzeit 
nicht 


zu zahlen iſt. 


a) 


10. 


Bemerkungen. 


Grund der Penſionierung, 


b) Fonds, welchem die Invaliden⸗ 


penfion oder Rente (Spalte 7) 
zur Laſt fällt, 


c) Sonſtiges — Anlagen uſw. —. 


| — .f ——...———ß—ß,t.— . —— ET 


Abſ. 2 
Ziv. Penſ.Geſ. 
ſchon früher es 
Jahre. Tage. 
| . p i e J E. 
303 
2 354 
3338 
1 
1 
2 
— 
9 1087 
11 307 


| 
3 22889 
| 
Mat 
a Eu 
| 27 422 
28 
11 307 
. 
| 39 364 


a) Gehalt .. . 36004 


b) Wohnungs⸗ 
geldzuſchuß 


c) Emolu⸗ 
menten. 


— 
= 


Nechnung]| -./so nicht er⸗ 1. Juli 
der hieſi⸗⸗ dient 1908. 
gen Re⸗ 040 
327 ⸗gierungs⸗ des Dienſt⸗ I 5 
haupffaffel einkom⸗ en 
von dem] mens. Falle: 
19 9 5 { 
und Be⸗ Genau: | verbleibt 
3927 , duͤrfnis⸗ 2912.53 u voll dem 
fonds der 2 Penſionär 
Regie- abge 
rung für] rundet: I 
1908, | 2913 m der: 
156 
oder: 
War Offi⸗ 
zier. Siehe 
Spalte 
10 c. 


nicht vor⸗ 
handen. 


oder: 


auf Witwen⸗ 
und Waiſen⸗ 
geld verzichtet. 


In aude⸗ 
rem Falle: 


außeretats⸗ 
mäßiger Be⸗ 
amter (§ 2 
Abſ. 2 Penſ.⸗ 
Geſ.) 


oder: 


u 
tügung 

(Diſziplinar⸗ 
erkenntnis). 


oder: 


nur neben⸗ 
amtlich im 

Staatsdienſt 
angeſtellt. 


oder: 
(bei Unfall⸗ 
penſionären) 


entlaſſener 
Beamter. 


a) 


b) 


c) 2 Anlagen 


b 


— 


b 


<< 


€, 


1. Hat der Beamte feine Vers 
ſetzung in den Ruheſtand Des 
dingungslos beantragt? Ja. 

2. Iſt er zur Erfüllung ſeiner 
Amtspflichten ſowie der Pflichten 
eines anderen Amtes von nicht 
geringerem Nange und Dienſt⸗ 
einkommen dauernd unfähig, 
und zwar: 

infolge eines körperlichen Ge— 

brechens? 

wegen Schwäche ſeiner körper⸗ 

lichen Krafte? Ja. 
wegen Schwäche ſeiner geiſti⸗ 
gen Krafte? 
— Einer Beantwortung zu 2 be 
darf es nicht, wenn der Beamte 
das 65. Lebensjahr vollendet 
und ſeine achgefuchf in den 
Ruheſtand nachgeſucht hat. — 


1 (Min. Erlaß vom 
3. März 1908 nebſt begl. Abſchrift 
des Allerh. Erlaſſes vom 20. Fe⸗ 
bruar 1908). 


(In anderem Falle.) 


Allgemeiner Penſionsfonds des 
Deutſchen Reichs. 


oder: 
Reichs⸗Invalidenfonds. 


oder: 
Hat als ehemaliger Offizier eine 
Militärpenſion nicht erdient. 


oder: 
Hat als ehemaliger Ofſizier eine 
Militärpenſion von A. 
erdient, deren Regelung durch 
die Regierung in 8 
erfolgt. 


— Nß— ' ᷣ ũu wb — 


Nach den Sätzen und rechneriſch richtig. 


Unterjchrift: IN AN 


Dienftftellung: 


Regierungsſekretär. 


Die Richtigkeit wird beſcheinigt. 
Potsdam, den 20. März 1908. 


Behörde: 
Unterſchrift: 


N. N. 


Der Regierungspräſident. 


Titelſeite: 


Spalte 1: 
Spalte 2: 


* 


Anmerkungen. 

1. Ausdrücklicher Zahlungserſuchen an die zuſtändigen Regierungen uſw. bedarf 
es nicht. 

Sofern die Zahlung nicht an den Penſionär ſelbſt, ſondern an einen anderen 
(Pfleger, Vormund uſw.) geleiſtet werden ſoll, iſt dies in Spalte 6 erſichtlich zu 
machen, und zwar in der Weiſe, daß unter dem zahlbaren Betrag angegeben wird, an 
wen (Name, Stand, Wohnort) zu zahlen iſt. 

Ausführlichere Zahlungsanweiſungen an die Kaſſen find ebenfalls nicht er— 
forderlich, denn darüber, in welchen Raten und bis zu welchem Zeitpunkte die Zahlungen 
zu leiſten ſind, laſſen die bezüglichen allgemeinen Beſtimmungen keinen Zweifel. Vergl. 
den Min. Erl. vom 3. März 1900 — Min. Bl. S. 175 —. 

2. Das Lebensalter iſt bis zum Tage des Ausſcheidens aus dem Dienſte zu berechnen. 

3. Die weſentlichſten Grundſätze für die Berechnung der penſionsfähigen Dienſt— 
zeit der unmittelbaren Staatsbeamten find zuſammengeſtellt in der Anlage des Min. Erl. 
vom 10. April 1888 — Min. Bl. S. 56 — und in dem Min. Erl. vom 29. Juli 1884 — 
Min. Bl. S. 194 —; Nr. 12 des letzteren iſt abgeändert durch die Min. Erl. vom 22. April 
und 7. Juli 1901 — Min. Bl. S. 153 und 189*) —. Zu Nr. 8 der Anlage des Erlaſſes vom 
10. April 1883 ſ. die anderweiten Beſtimmungen über die Feſtſtellung der anrechnungs⸗ 
fähigen Dienſtzeit der Baubeamten: Min. Erl. vom 3. Oktober 1903 (Min. Bl. S. 218, 248). 
Ferner |. betreffs der Forſtbeamten die allgem. Min. Verfüg. Nr. 32/1904 vom 14. Juni 
1904 (Jahrb. d. Forſtverw. Bd. 36 S. 235) und wegen der Lehrer an höheren Schulen 
die Min. Erl. vom 15. Mai 1905 (Ztr. Bl. der Unterr. Verw. S. 407, 409). 

Die Zeit des aktiven Militärdienſtes, die nach $ 15 3. P. G. der Zivildienſtzeit hinzu— 
zurechnen ift, beſtimmt ſich, ſoweit das Z.P. G. nicht abweichende Grundſätze aufſtellt, nach 
den bezüglichen reichsgeſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere den Militärpenſionsgeſetzen, und 
zwar ſind diejenigen Geſetze maßgebend, welche zur Zeit des Ausſcheidens des Beamten 
aus dem Militär dienſt in Geltung waren; erſt ſpäter ergangene einſchlägige Vorſchriften 
können bei Berechnung der Militärdienſtzeit nur inſoweit berückſichtigt werden, als ihnen 
etwa rückwirkende Kraft beigelegt iſt. Demgemäß erfolgt beiſpielsweiſe die Doppel- 
rechnung der Seedienſtzeiten — Nr. 11 der Anlage des Min. Erl. vom 10. April 1883 
— für die vor dem Jukrafttreten des Geſetzes vom 24. März 1887 (R. G. Bl. S. 149) aus 
dem aktiven Militär-(Marine-)Dienſt ausgeſchiedenen Beamten noch nach § 50 Mil. Penſ.Geſ. 
in der urſprünglichen Faſſung vom 27. Juni 1871 (R. G. Bl. S. 275). 

Doppelt zu rechnende Seedienſtzeiten ſind unter namentlicher Bezeichnung der Schiffe 
mit dem Anfangs- und Endtermine beſonders anzugeben. 

Einer Begründung der Militärdienſtzeit durch Angabe der Truppenteile bedarf es 
nicht. Jedoch iſt nach Maßgabe des Vordrucks zu prüfen, ob die Dienſtzeit überhaupt 
anrechnungsfähig iſt. Wegen Berechnung der Militärdienftzeit in den im Jahre 1866 neu 
erworbenen Provinzen ſ. Nr. 12 und wegen Mitanrechnung der Dienſtzeit in einem Groß⸗ 
herzogl. Heſſiſchen Truppenteile Nr. 10 der Anl. des Erl. vom 10. April 1883 und wegen 
Anrechnung der Dienſtzeit bei den Unteroffizierſchulen den Min. Erl. vom 23. Oktober 1898 
(Min. Bl. S. 223, 1900 S. 85). 

4. Die Kriegsjahre anlangend, wird im Anſchluß an Nr. 13 der Anlage des vor⸗ 
bezeichneten Erl. vom 10. April 1883 bemerkt, daß für die Teilnahme an den Feldzügen 
in den Jahren 1864 und 1866 nur dann je ein Kriegsjahr angerechnet werden darf, wenn 
der Betreffende ſich bis zu ſeinem Ausſcheiden aus dem Zivildienſt im ſtatutenmäßigen 
Beſitze der Kriegsdenkmünze (1864) bezw. des Erinnerungskreuzes (1866) befunden hat, 
ihm dieſe Ehrenzeichen alſo nicht nach der Verleihung wieder entzogen worden find. 

Soll die Anrechnung der Jahre 1870/71 als Kriegsjahre durch die Teilnahme au 
Schlachten uſw. begründet werden, jo genügt die Angabe einer Schlacht, eines Gefechtes 
oder einer Belagerung für jedes der beiden Jahre. Gründet ſich die Anrechnung der 
Kriegsjahre 1870/71 auf die dienſtliche Anweſenheit des Beamten in Frankreich, ſteht aber 
die Zeit ſeines dortigen Aufenthaltes nicht feſt, ſo iſt anzugeben, inwiefern dennoch erwieſen 
erſcheint, daß er in den beiden Jahren — 1871 in der Zeit vom 1. Januar bis einſchl. 
1. März — je zwei Monate, oder — wenn nur ein Kriegsjahr anzurechnen iſt — in 
beiden Jahren zuſammen zwei Monate fortlaufender Zeit aus dienſtlicher Veranlaſſung 
in Frankreich zugebracht hat. Vergl. den Min. Erl. vom 26. September 1883 — Min. Bl. 
S. 257 —. Sind die Bedingungen für die Anrechnung von Kriegsjahren nicht erfüllt, ob⸗ 


*) S. HMBl. 1901 S. 55 und 169. 
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wohl der Beamte während eines Feldzugs beim Militär gedient hat, fo iſt im Anſchluß 
an die Darſtellung der Militärdienſtzeit anzugeben: „Kriegsjahre ſind nicht anzurechnen“. 

Die nach dem Jahre 1871 ergangenen Kaiſerlichen Beſtimmungen über die An⸗ 
rechnung von Kriegsjahren (vergl. $ 17 Abſ. 2 und 3 Ziv. Penſ.Geſ.) find aus dem Armee⸗ 
oder Marine-Verordn. Bl. zu erſehen. Sie find im übrigen zuſammengeſtellt in der Anlage 17 
zur Penſionierungsvorſchrift für das Preußiſche Heer vom 4. Auguſt 1906 (Berlin 1906, 
Mittler u. Sohn). 

5. Die Begründung der Zivildienſtzeit muß in allen Fällen eine kurze, aber voll⸗ 
ſtändige Darſtellung der dienſtlichen Laufbahn des Beamten enthalten, ſo daß beurteilt 
werden kann, ob die Anrechnung den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht. 

6. Iſt der Beamte durch Diſziplinarurteil unter Zubilligung eines Teiles der 

geſetzlichen Peuſion als Unterſtützung aus dem Dienſte entlaſſen (§ 162 Diſz. Geſ. vom 
21. Juli 1852), ſo muß eine beglaubigte Abſchrift des erkennenden Teiles des rechtskräftigen 
Erkenntniſſes der Penſionsnachweiſung beigefügt werden. Wegen Berechnung der Dienſtzeit 
in ſolchem Falle ſ. Nr. 5 des vorbezeichneten Min. Erl. vom 29. Juli 1884. 
7. Werden Dienſtzeiten, welche an ſich nicht penſionsfähig ſind, mit Königlicher 
Genehmigung angerechnet (vergl. SS 18 und 19 Ziv.Penſ.Geſ.), oder erfolgt die 
Penſionsbewilligung — bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit — auf Grund Königlicher 
Genehmigung (§ 7 Ziv. Penſ.Geſ.), fo find die betreffenden Allerh. Erlaſſe — eventl. auch 
die bezüglichen Min. Erl. — der Penſionsnachweiſung in beglaubigter Abſchrift bezw. in 
Urſchrift anzuſchließen; vergl. den Min. Erl. vom 3. März 1900 — Min. Bl. S. 175. 

8. Die Zeit, während welcher Militärperſonen vor ihrer endgültigen Entlaſſung aus 
dem aktiven Militärdienſt im Zivildienſte des Staates tätig geweſen ſind, insbeſondere alſo 
der Probedienſt, welcher von unmittelbar aus den Truppenteilen herangezogenen, von 
letzteren noch nicht verabſchiedeten Militäranwärtern im Zivildienſt abgeleiſtet worden, 
iſt als Militär dienſt anzuſetzen, die berufsmäßige Beſchäftigung der Forſtbeamten 
während ihrer Zugehörigkeit zur verpflichteten Reſerve des Jägerkorps dagegen als Zivil— 
dienſt. (Min. Erl. vom 8. Auguſt 1898 — Min. Bl. S. 153 — bezw. Runderl. des Herrn 
Min. für Landwirtſch. uſw. vom 29. April 1891 — III 5812 —.) 

Der Dienſt bei der Landgendarmerie iſt als Zivildienſt nachzuweiſen; vergl. 
$ 4 Ziv. Pens. Geſ. 

9. Es iſt geſtattet, die Zeitangaben mit Ziffern zu machen, jedoch dürfen nur 
arabiſche, keine römiſchen Ziffern angewendet werden. 

10. Die penſionsfähige Dienſtzeit iſt gemäß dem Min. Erl. vom 26. November 1900 
— Min. Bl. 1901 S. 2 — nach Jahren und Tagen zu berechnenz; eine ſchließlich ver- 
bleibende Zahl von Tagen darf nicht auf volle Jahre abgerundet werden, ſondern iſt bei 
der Penſionsberechnung unberückſichtigt zu laſſen. Siehe § 8 Ziv. Penſ. Geſ. 

11. Bei Bemeſſung der Penſion wird der penſionsfähige Durchſchnittsſatz des Woh— 
nungsgeldzuſchuſſes in Anrechnung gebracht. Dieſer Satz gilt auch für diejenigen Beamten, 
welche eine Dienſtwohnung bezw. eine Mietsentſchädigung erhalten. 

Der Angabe des wirklichen Betrags des Wohnungsgeldzuſchuſſes bedarf es nicht. 

12. Dienſtemolumente, welche ihrer Natur nach ſteigend und fallend ſind, werden, 
ſoweit ſie überhaupt penſionsfähig ſind, in Ermangelung anderweiter Feſtſetzungen nach 
ihrem durchſchnittlichen Betrage während der drei letzten Etatsjahre vor dem Gtatsjahr, 
in welchem die Penſion feſtgeſetzt wird, zur Anrechnung gebracht; ſ. § 10°? Ziv. Penſ.Geſ. 
Die Durchſchnittsberechnungen find in Spalte 4 mitaufzunehmen oder der Penſionsnach⸗ 
weiſung als beſondere Anlage — gehörig beſcheinigt — beizufügen. 

13. Iſt ein früher bezogenes höheres Dienſteinkommen der Penſions⸗ 
berechnung zu Grunde zu legen (§ 11 Ziv. Penſ.Geſ.), fo vergl. Nr. 10 des Min. Erl. vom 
29. Juli 1884 — Min. Bl. S. 194. Dazu wird, im Anſchluß an Abſ. 3 daſ., bemerkt, daß 
unter dem früheren Dienſteinkommen das geſamte Dienſteinkommen und zwar mit dem 
jenigen Betrage zu verſtehen iſt, mit dem es ſeinerzeit für den Beamten penſions⸗ 
berechtigend war, ſo daß beiſpielsweiſe der Wohnungsgeldzuſchuß aus der Zeit bis zum 
1. Oktober 1902 noch mit dem Durchſchnittsſatze für die Servisklaſſen I bis V (statt 
I bis IV für die ſpätere Zeit) zur Berechnung kommt (Gef. vom 15. April 1903) und der 
erhöhte Wohnungsgeldzuſchuß für Unterbeamte (Gef. vom 4. April 1906) erſt für Dient- 
verhältniſſe aus der Zeit vom 1. April 1906 an in Betracht gezogen werden kann. Nur 
wenn das ſolchergeſtalt ermittelte frühere Dienſteinkommen höher iſt als der penſtons⸗ 
fähige Betrag des von dem Beamten in ſeiner letzten Dienſtſtellung bezogenen geſamten 
Dienſteinkommens (§ 10 Ziv.Benj.Gef.), greift es gemäß § 11 daſ. Platz. 


Spalte 3: 


Spalte 4: 


Spalte 5: 


Spalte 6: 


Spalte 7: 
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14. War der Beamte zur Verfügung geſtellt oder auf Wartegeld geſetzt, fo 
iſt die Rechnung zu bezeichnen, in welcher das Verfügungsgehalt oder das Wartegeld zuletzt 
in Ausgabe erſcheint. 

15. Bei jeder Penſion werden überſchießende Talerbrüche auf volle Taler abge— 
rundet. (F 9 Ziv. Penſ.Geſ., § 9 Abſ. 1 Unf. Fürſ.Geſ.) Der zahlbare Betrag wird, dem 
veränderten Münzſyſtem eutiprechend, in „Mark“ dargeſtellt. 

Wegen Abrundung der Unterſtützungen, welche ſtrafweiſe entlaſſenen Beamten durch 
Diſziplinarurteil bewilligt werden, ſ. Nr. 8 des Min. Erl. vom 29. Juli 1884 — Min. Bl. 
S. 194 — und betreffs des Verhältniſſes des einem in einer penſionsberechtigten Stellung 
wieder angeſtellten Beamten als Unterſtützung bewilligten Penſionsteils zu der früheren 
Penſion den Min. Erl. vom 27. Juli 1901 — Min. Bl. S. 206.) Dabei iſt die Anderung 
zu beachten, die Ziff. 3 der Grundſätze des letzteren Erlaſſes durch die neue Faſſung des 
Abſ. 2 des § 28 Ziv. Penſ. Geſ. in der Novelle vom 27. Mai 1907 erfahren hat. 

16. Beſteht ein Penſionsanſpruch nach dem Unfallfürſorgegeſetze, ſo iſt 
zunächſt der Betrag der nach dem Ziv. Penſ.Geſ. erdienten ordentlichen Penſion, darunter 
der Betrag der Unfallpenſion und ſchließlich der zahlbare (höhere) Penſionsbetrag anzugeben. 

Z. B.: 89/120 des Dienſteinkommens. Genau 2912,53 A, abgerundet 2913 M. 
Nach dem Unf. Fürſ.Geſ. 66¼ % des Dienſteinkommens. Genau 2618 J, 
abgerundet 2619 . Mithin zu zahlen 2913 W. 
Gelangt, wie hier, die ordentliche Penſion als die höhere zur Zahlung, ſo iſt fie gleich- 
wohl im Kataſter ſowie in den Kaſſenbüchern und Rechnungen als Unfallpenſion zu 
bezeichnen, um erſichtlich zu machen, daß beim Ableben des Peuſionärs die Gewährung 
von Witwen- und Waiſenrente nach dem Unf. Fürſ.Geſ. in Frage kommt. 

Im Falle teilweiſer — nicht völliger — Erwerbsunfähigkeit erhält der Beamte bei 
ſeiner Entlaſſung aus dem Dienſte einen Bruchteil von 66¼ %% des Dienſteinkommens, 
und im Falle nicht dauernder Dieuſtunfähigkeit wird die Unfallpenſion nur für die Dauer 
der völligen oder teilweiſen Exwerbsunfähigkeit gewährt; ſ. $ 1 Unf. Fürſ. Geſ. Es müſſen 
daher, falls der Beamte infolge des Unfalls nicht „dauernd dienſtunfähig“ geworden iſt 
(ſ. Amn. 21), in Spalte 6 entſprechende weitere Angaben gemacht werden. Dasſelbe gilt, 
wenn die Penſiou gemäß § 1 Abſ. 3 Unf.Fürſ.Geſ. im Falle beſonderer Hilfloſigkeit für 
die Dauer derſelben über 66‘ % des Dienſteinkommens hinaus erhöht worden iſt. 

17. Spalte 7 muß bei allen Beamten ausgefüllt werden, die den Unterklaſſen des 
Soldatenſtandes angehört haben. Gebührt die Militärinvalidenpenſion oder Militärrente 
dem Beamten in voller Höhe neben der Zivilpenſion, ſo iſt zu vermerken: „verbleibt voll 
dem Penſionär“. — War dem Beamten eine Invalidenpenſion oder Rente nicht zuerkannt, 
ſo muß dies mit den Worten: „nicht erdient“ ausdrücklich augegeben werden. (Nr. 1 der 
Vorſchr. der O. R. K. vom 14. Auguſt 1907“) — Min. Bl. 1908 S. 54 —.) 

Die auf die Zivilpenſionen zu erſtattenden Militärrenten- und Invalidenpenſions⸗ 
beträge — vergl. § 36 Nr. 4 und § 45 Nr. 6 des Mannſch. Verſorg.Geſ. vom 31. Mai 
1906 (R. G.Bl. S. 593) ſowie die auf die Zivilpenſionen zu erſtattenden Offizierpenſions⸗ 
beträge — vergl. die §§ 26, 41 Nr. 7 des Off. Penſ.Geſ. vom 31. Mai 1906 (R. G. Bl. 
S. 565) — werden am Schluſſe des Etatsjahrs auf Auweiſung der Penſionsregelungs⸗ 
behörde (Regierung) aus den Militärfonds gezahlt. 

Unter dem in der zuletzt bekleideten Stelle erreichbaren Höchſtpenſionsbetrag — § 36 
Nr. 4 des Mannſch.Verſorg. Geſ. — iſt derjenige Penſionsbetrag zu verſtehen, der unter 
Zugrundelegung des Höchſtgehaltes der Stelle und nach einer penſionsfähigen Dienſtzeit 
von 40 Jahren ſich ergibt. 

Die den Kriegsinvaliden auf Grund der Geſetze vom 14. Januar 1894 (R. G. Bl. 
S. 107) und vom 31. Mai 1901 (R. G. Bl. S. 193) bewilligten Zuſchüſſe zu der urſprüng⸗ 
lich zuerkannten Invalidenpeuſion find in Spalte 10 der Penſionsnachweiſung bei der An- 
gabe der Invalidenpenſion beſonders erſichtlich zu machen. Dieſe Zuſchüſſe ſind in der 
nach § 45 Nr. 6 des Mannſch. Verſorg. Geſ. zu regelnden Militärpenſion miteinbegriffen. 
Gemäß § 47 des Mannſch. Verſorg.Geſ. in Verbindung mit § 20 Abſ. 2 des Gef. v. 31. Mai 
1901 hat jedoch der Penſionär, wenn es für ihn günſtiger iſt, den auf dem letzteren 
Geſetze (§§ 6, 19) beruhenden Juvalidenpenſionszuſchuß neben der Zivilpenſion zu beziehen. 
Die Verſtümmelungs⸗ und Kriegszulagen ſowie die zu dieſen Zulagen bewilligten Zuſchüſſe 
werden neben der Zivilpenſion ohne Einſchränkung aus Militärfonds weiter gezahlt. 


) S. HMBL. S. 200. 
*) S. Ml. S. 338. 
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Handelt es ſich um die Invalidenpenſion oder Rente eines ehemaligen Angehörigen 
der Marine, ſo iſt der Bezeichnung des Fonds in Spalte 10 hinzuzufügen: „Marine⸗ 
verwaltung“. 

Im übrigen ſ. Anmerk. 23. 

18. Steht den Hinterbleibenden des Beamten ein geſetzlicher Auſpruch auf Witwen— 
und Waiſengeld nicht zu, ſo muß ein entſprechender Vermerk in Spalte 9 aufgenommen 
und von hier in das Kataſter ſowie in die Kaſſenbücher und Rechnungen übertragen werden. 
Auszunehmen ſind jedoch diejenigen Fälle, in denen ſich die Nichtberechtigung der Hinter⸗ 
bleibenden zum Bezuge von Reliktengeld von ſelbſt ergibt. Letzteres gilt namentlich in 
Fällen des § 5 zu 3 und 4 des Hinterbl.Fürſ.Geſ. 

19. Hat der Beamte auf Witwen- und Waiſengeld verzichtet, ſo genügt dieſe 
Angabe; der Bezeichnung der Penſions- uſw. Kaſſe, welcher er angehört, bedarf es nicht. 

Iſt jener Verzicht widerrufen worden und hat der Beamte die geſetzlichen Witwen⸗ 
und Waiſengeldbeiträge nachträglich beglichen, To ſind Ausſchließungsgrunde für ihn „nicht 
vorhanden“; den Widerruf des Verzichts hervorzuheben, iſt nicht erforderlich. 

20. Ein Penſionsanſpruch iſt — abgeſehen von den Fällen, in welchen der Beamte 
das 65. Lebensjahr vollendet hat (§ 1 Abſ. 3 Ziv. Penſ.Geſ.) — nur dann begründet, 
wenn der Beamte nach pflichtmäßigem Ermeſſen der über die Verſetzung in den Ruheſtand 
beſtimmenden Behörde (§§ 21 und 30 Ziv. Penſ.Geſ.) infolge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte dauernd unfähig iſt, die 
Pflichten des ihm übertragenen ſowie eines anderen Amtes von nicht gerin— 
gerem Range und Dienſteinkommen zu erfüllen. Vergl. Nr. 1 und 6 des Min. Erl. 
vom 29. Juli 1884 — Min. Bl. S. 194 — nebſt den erläuternden Beſtimmungen des Erl. 
vom 31. Januar 1907“) — Min. Bl. S. 89 —. 

21. Im Falle der Bewilligung von Unfallpenſion (vergl. Anm. 16) gilt der Vor— 
druck zur Bemerkung a 2 nicht. In ſolchem Falle iſt vielmehr ſtatt deſſen, und zwar auch 
dann, wenn der Beamte das 65. Lebensjahr vollendet und feine Verſetzung in den Ruhe— 
ſtand nachgeſucht hat, ein Vermerk folgenden Inhaltes aufzunehmen: 

Der Beamte hat den Betriebsunfall am (Datum) im Dienſte erlitten 
und iſt infolge desſelben zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten ſowie der Pflichten 
eines anderen Amtes von nicht geringerem Range und Dienſteinkommen dauernd 
unfähig geworden. Er hat den Unfall nicht vorſätzlich oder durch ein Ver— 
ſchulden, im Sinne des 87T des Unf. Fürſ.Geſ. herbeigeführt; Schadenserſatz— 
anſprüche gegen Dritte haben gemäß den SS 10/11 desſelben Geſetzes nicht 
erhoben werden können. 

Der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter (vergl. § 4 Abſ. 1 
Unf. Fürſ.Geſ.) iſt nicht höher als das nachgewieſene penſionsfähige Dienit- 
einkommen.“ 

IJIßſt die Dienſtunfähigkeit nicht „dauernd“, oder find Schadenserſatzanſprüche zu er— 
heben geweſen, ſo iſt der vorſtehende Vermerk entſprechend zu ändern bezw. kurz anzu— 
geben, was wegen der Erſatzanſprüche veranlaßt worden iſt. Überſteigt der ortsübliche 
Tagelohn das Dienſteinkommen des Beamten, ſo iſt der Schlußſatz des vorſtehenden Ver 
merkes zu ſtreichen, der Tagelohn unter dem Dienſteinkommen in Spalte 4 anzugeben und 
nach erſterem die Penſion zu bemeſſen. 
22. Der Vordruck zur Bemerkung a2 fällt ferner dann fort, wenn die Penſion auf 
Grund des § 1 Abſ. 2 Ziv. Pens. Geſ. — bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit 
des Beamten — bewilligt worden iſt. In dieſem Falle iſt ſtatt deſſen zu beſcheinigen: 
„Der Beamte iſt infolge einer Krankheit — Verwundung — Beſchädi⸗ 
gung — welche er ſich bei Ausübung des Dienſtes — aus Veranlaſſung 
desſelben — ohne eigene Verſchuldung zugezogen hat, zur Erfüllung ſeiner 
Amtspflichten ſowie der Pflichten eines anderen Amtes von nicht geringeren 
Range und Dienſteinkommen dauernd unfähig.“ 

23. a) Unter b iſt im Auſchluß au die Angabe des Fonds, welchem die Juvaliden— 
penſion oder Rente zur Laſt fällt, zu erläutern, wie der auf die Zivilpenſion zu er- 
ſtattende, in Spalte 7 nachgewieſene Betrag ermittelt worden iſt, oder weshalb die 
Invalidenpenſion oder Rente dem Penſionär voll verbleibt. Bei dieſer Erläuterung ſind 
die in Betracht kommenden Verhältniſſe kurz darzulegen; auch der militäriſche Dienſtgrad 


*) S. HM Bl. S. 186. 


Spalte 9: 


Spalte 10: 


Richtigkeitsbe⸗ 
ſcheinigungen: 
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iſt anzugeben. Beiſpiele ſ. bei Nr. 2 der Vorſchr. der Ober-Rechnungskammer vom 
14. Auguſt 1907) (Min. Bl. 1908 S. 54). 

b) Bei denjenigen Beamten, die als ehemalige Offiziere eine Militärpenſion erdient 
haben, iſt der auf die Zivilpenſion zu erſtattende Betrag der Militärpenſion in der Penſions⸗ 
nachweiſung nicht anzugeben. In der Spalte 10 iſt aber unter c erſichtlich zu machen, 
ob und in welcher Höhe der Beamte eine Offizierpenſion erdient hat und durch welche 
Behörde (Regierung) die Regelung erfolgt. Es muß alſo je nach Lage des Falles vermerkt 
werden: „Hat als ehemaliger Offizier eine Militärpenſion nicht erdient“ oder: „Hat als 
ehemaliger Offizier eine Militärpenſion von . . . . % erdient, deren Regelung durch die 
eee lee erfolgt“. 

Die für die Regelung der Offizierpenſion zuſtändige Behörde (Regierung) hat nach 
geſchehener Regelung alsbald die Mitteilung einer Abſchrift der Penſionsregelungsverfügung 
an die mit der Zahlung der Zivilpenſion beauftragte Kaſſe zu veranlaſſen. Letztere hat 
auf Grund dieſer Abſchrift, die eine Anlage der Penſionsnachweiſung bildet, den zu er⸗ 
ſtattenden Betrag der Offizierpenſion nachzuweiſen. (Nr. 4 der zu a bezeichn. Vorſchr. 
vom 14. Auguſt 1907.) 

Im übrigen ſ. zu a wie auch zu b Anm. 17. 

24. Die am Schluſſe vorgeſehene Beſcheinigung der ausfertigenden Behörde 
bezieht ſich auf die Richtigkeit und Vollſtändigkeit ſämtlicher in der Nachweiſung ent- 
haltenen tatſächlichen Angaben. (Nr. 5 der Vorſchr. vom 8. April 1891 — Min. Bl. 
S. 64 —.) Erforderlich iſt, namentlich im Hinblick auf § 10 Ziff. 2 Ziv. Penſ. Ges., auch 
die Angabe des Tages der Penſionsfeſtſetzung (§ 22 ebendaſ.). Es muß daher, falls das 
Datum der Penſionsnachweiſung nicht zugleich der Tag der Penſionsfeſtſetzung iſt, der 
letztere Tag neben dem Ausfertigungsdatum angegeben und als Feſtſetzungstag bezeichnet 
werden. 

Jede Nachweiſung muß außerdem bei der ſie ausfertigenden Behörde von einem an— 
geſtellten Rechnungsbeamten oder von einem zur ſelbſtändigen Bearbeitung von Rechnungs— 
ſachen für befähigt erklärten Hilfsarbeiter mit einer Beſcheinigung über die Richtigkeit 
in rechneriſcher Beziehung verſehen werden (Nr. 1 jener Vorſchr.). 


Zuſätzlich: 

25. Die aus dem Etatsfonds Kap. 63 Tit. 5 fließenden Penſionszulagen für die in 
der Provinz Poſen und den gemiſchtſprachigen Kreiſen der Provinz Weſtpreußen angeſtellt 
geweſenen und dort verbleibenden mittleren, Kanzlei- und Unterbeamten (ſogen. Oſt— 
markenzulagen) ſind ſo zu berechnen, als ob die nicht penſionsfähige Gehaltszulage, 
die dem betreffenden Beamten aus ebendemſelben Fonds während ſeines aktiven Dienſt⸗ 
verhältniſſes bewilligt war, einen Teil des penſionsfähigen Dienſteinkommens gebildet 
hätte, d. h. die Zulage beſteht in der Differenz zwiſchen dem tatſächlichen Betrage der 
Penſion und demjenigen Betrag, auf welchen die Penſion feſtzuſetzen geweſen wäre, wenn 
die Oſtmarkenzulage einen Teil des penſionsfähigen Dienſteinkommens bilden würde. 

Die Feſtſtellung dieſer Penſionszulagen erfolgt durch die Vorſtände der Provinzial⸗ 
behörden zugleich bei Feſtſetzung der geſetzlichen Penſion, und zwar in der Weiſe, daß 

in Spalte 4 dem penſionsfähigen Dienſteinkommen die Oſtmarkengehaltszulage 
hinzugerechnet, 

in Spalte 6 unter dem Betrage der geſetzlichen Penſion der aus dem Ge— 
ſamt betrage des Dienſteinkommens leinſchl. der Zulage) ſich ergebende 
Penſionsbetrag angegeben und danach das als Penſionszulage zu ge- 
währende Mehr berechnet wird. 


Zum Beiſpiel: 


Spalte 4. Spalte 6. 
3 927 M genau ee. 3179,53 M 
Oſtmarkenzulage 360 = abgerumnel 2 sr 772-3 180,0 - 
4287 M nach Abzug der geſetzlichen Pen⸗ 
io 29130% 2 
als Oſtmarkenzu lage 267,00 M. 


*) S. HMBL. S 388. 


Formular A 


(für Hinterbliebene von aktiven Beamten 
und im Falle der Bewilligung von Wit⸗ 
wen- oder Waiſenreute auf Grund des 
Unf.⸗Fürſ.⸗Geſ. auch für Hinterbliebene von 
penſionierten Beamten). 


Witwen und Waiſengeldnachweiſung 
für die 


Dienſtſtellung, Vor⸗ | Hinterbliebenen des verſtorbenen Regierungsſekretärs, 
(Ruf) und Zuname: Rechnungsrats Wilhelm Müller 

Dienſtbehörde: bei der Königlichen Regierung zu Potsdam, 
Wohnort und Wohnung: wohnhaft bei Beginn der Zahlung in Stettin, Ringſtr. 3. 


Staatshaushaltsetat Kap. 62 Tit. 5a. 
„Geſetzliche Witwen- und Waiſengelder.“ 


Bei Aufſtellung der Nachweiſung find die dem Muſter beigegebenen Veifpiele und Anmerkungen zu beachten. 


An Königliche Regierung. 


die Königliche Regierung 
Stettin, den 5. April 1908. 


in 
Ei in das K ſter. 
Stettin. 1. Einzutragen in das Kataſter 
2. Nachricht der Empfängerin nach Form. 
— 3. Urſchriftlich nebſt 6 Anlagen 
ge an die Königliche Regierungshauptkaſſe 


hier 


zur Zahlung. 
Journ.⸗Nr. J. 548. 


Unterſchrift: N. N. 


Form. Nr. 5. Witwen⸗ und Waiſengeldnachweiſung A. 


— 
0 
90 
* 


Der Waiſen 


Der Witwe Des Tag 
a) Zu-, Vor⸗ (Ruf) Ehemanns der Dienſtzeit 
3 Bor: (NRufr) name. 0 
und Geburtsname, a) Geburtstag, Ehe⸗ Geb a) in Militär — b) im Zivil. 
b) Geburtstag. b) Sterbetag. ſchließung. e 
laufende 
Nr. 
Bei 
a) Müller, Karoline] a) 16. 3. 1847. 16. 1. 189. | Marie 20. 12. 1897. [a) Militärdienſtzeit (im 
geb. Schneider. 2 Karl. 14. 5. 1899.] preußiſchen oder im Bundes⸗ 
. Reichsh i y 
p) 1. 8. 1865. b) 4. 3. 1908. re 


preußiſchen oder Bundes⸗ 
bezw. Kaiſerlichen Marine 
ſowie bei den Kaiſerlichen 
Schutztruppen; bei nicht 
preußiſchen Truppenteilen 
mithin nicht vor dem 1. 7. 
1867 bezw. — bei baye- 
riſchen, württembergiſchen 
und badiſchen Truppen⸗ 
teilen — nicht vor dem 
11 8 


p) Zivildienſtzeit (vereidigt am ). 


Zu a und b. 
Siehe die Beiſpiele zum Formulare für die „Penſionsnachweiſung“; die Zivildienſtzeit 
läuft jedoch hier bis zum Todestag einſchließlich. 


b) < 


hierzu a) = 


zuſammen — 
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I ] )A½)¾0 0 DE un nn 
| 1. 8. 9. 0. Al 1. 12. 8 {2 
Banane Vetrag des 
boom Beginn d : Bemerkungen. 
Be era Witwen⸗ | Waiſen⸗ een 8 
ab = Militär- 5 jonsfähiger Betr der Penſion — | au a) Rechnung, in welcher das letzte 
Weng im Sa Penſionsfähiger Betrag r geldes Der al onen nachgewieſen 
Ziv. Pens. Gef. an: 89 g Geſ. 0 b) Angabe, daß Ausſchließungs⸗ 
don aus 1 (40 v. H. (ie ½ oder Zahlung. J gründe Er hun find, 
| abgerundet —. ber ae c) Sonſtiges — Anlagen uſw. 
Jah = Benfion). gelbes). 
Jahre. age. ö 
n 
. — 
| | 
ſpiele. 
Juli Rech der hieſi Regie⸗ 
a) Gehalt .. . . 3600 A * /so 1165 20] 233 041. Juli 1908| a) wungehanpitaſſe SEE a 
8 89/0 ſonal⸗ und Bedürfuisfonds der 
5) Wohnungs⸗ Br Regierung für 1908. 
geldzuſchuß . 327 - 5 Dieuſt⸗ 
nkommens 0 I F . 
0 Emolumenten — = | W 
genau: | ſpruch auf Witwen⸗ und Waiſen⸗ 
— 3927 2912,53 A, geld nicht zuſteht, find nicht vor⸗ 
0 handen. 
abgerundet: 
2913 M | e) 6 Anlagen, nämlich: 
| Min. Erl. vom 15. 3. 1908, 
| 4 Geburtsurkunden, 
! 1 Heiratsurkunde. 
In anderen Falle: 
| 510 .M# 2040, 60 
| erhöht 
| auf 
300 
oder: 
9000 0 8600 700 
herab: 
| geſetzt auf 
ö 3500 
| | oder: 
— — 
11 307 9000 M 3500 700) P 
wegen des 
Alters⸗ 
unter⸗ 
ſchieds ge⸗ 
kürzt um 
| 10—5 = 
| 500875. 
auf 
| 2625 
Nach den Sätzen und rechneriſch richtig. 
| Unterſchrift: N. N. 
Dienſtſtellung: Regierungsſekretär. 
| 
— 
! 
| 27 | 305 f : 1 
11 Die Richtigkeit wird beſcheinigt. 
307 8 
— Potsdam, den 20. März 1908. 
| 38 612 spräfibent 
| | jede: er Regierungspräſident. 
3839 247 Behörde: D 9 


Unterſchrift: N. N. 


Titelſeite: 


Spalten 1/5: 


Spalten 6/11: 


aux 


Anmerkungen. 

1. Betreffs der Form der Zahlungserſuchen an die zuſtändigen Regierungen uſw. und der 
Zahlungsanweiſungen an die Kaſſen ſ. Aum. 1 zum Fornmlar für die Penſions nachweiſung. 
Sofern eine Witwe nicht vorhanden iſt bezw. die Zahlung nicht an dieſe, ſondern an einen 
anderen (Pfleger, Vormund uſw.) erfolgen ſoll, iſt dies in den Spalten 10/11 — wie bei 
den Penſionen in Spalte 6 des Formulars — erſichtlich zu machen. 

2. Der Nachweiſung ſind in allen Fällen, wo die Feſtſetzung durch eine Provinzialbehörde 
erfolgt (§ 20 Abſ. 1 Hinterbl. Fürſ.Geſ.), die dazu gehörigen Unterlagen als Rechnungsbelege 
beizufügen; vergl. Nr. 15 der Vorſchrift vom 7. Juli 1882 — Min. Bl. S. 171. Dies 
gilt namentlich von der in jedem Falle — beim Vorhandenſein von Waiſen aus einer 
früheren Ehe auch hinſichtlich der letzteren — erforderlichen Heiratsurkunde. 

Der Geburtsurkunden der Eheleute bedarf es jedoch dann nicht, wenn die 
Geburtstage des Mannes bezw. der Frau in der Heiratsurkunde angegeben ſind oder wenn 
nach der Zeit der Eheſchließung bezw. des Todes des Ehemanns es keinem Zweifel unter⸗ 
liegt, daß die Ehe über 14 Jahre beſtanden hat und ſomit eine Kürzung des Witwen⸗ 
geldes wegen des Altersunterſchieds der Eheleute (§ 12 Hinterbl. Fürſ.Geſ. und Art. I 
der Novelle vom 1. Juni 1897) ausgeſchloſſen iſt. Im letzteren Falle, ebenſo wenn bei 
einer kürzeren Dauer der Ehe die Witwe nicht mehr als 15 Jahre jünger war als der 
Beamte, bedarf es auch der Sterbeurkunde des Ehemanns nicht. 

Im übrigen können an Stelle förmlicher Geburts- uſw. Urkunden auch Beſcheinigungen 
in abgekürzter Form beigebracht werden, welche unter Siegel und Unterſchrift des Standes⸗ 
beamten — koſtenfrei — ausgeſtellt werden, die entſcheidenden Tatſachen ergeben und die 
maßgebenden Daten in Buchſtaben ausgeſchrieben enthalten. (Min. Erl. vom 1. September 1898 
— Min. Bl. S. 224 —). 

Von den Vornamen ſind nur die Rufnamen in die Nachweiſung einzutragen, falls 
es zu deren Feſtſtellung nicht beſonderer Ermittelungen bedarf. 

3. Die Angabe des Geburtstags des Ehemanns iſt mit Rückſicht auf die für die 
Berechnung der penſionsfähigen Dienſtzeit maßgebende Beſtimmung im $ 16 Ziv. Penſ.Geſ. 
in jedem Falle erforderlich. Dagegen kann die Angabe des Geburtstags der Witwe 
unterbleiben, falls die Ehe über 14 Jahre beſtanden hat. Vergl. in letzterer Beziehung 
Anm. 2 Abſ. 2. 

4. 95 Formular A dient auch zur Feſtſetzung der Witwen- und Waiſenrenten auf 
Grund des Unfallfürſorgegeſetzes, und zwar ohne Unterſchied, ob der Beamte im aktiven 
Dienſte oder im Ruheſtande verſtorben iſt. Vergl. hierzu Anm. 4 und 5 zum Formular B. 

Wie die Bezüge für die Hinterbliebenen von Staatsbeamten, die im Dienſte einen 
Betriebsunfall erlitten haben, zu berechnen ſind, ergibt des näheren die Ausführungs— 
anweiſung vom 6. Juli 1907 (Min. Bl. S. 254). “) 

Beſteht ein Anſpruch auf Witwen- oder Waiſengeld nach dem Hinterbl. Fürſ.Geſ. 
und zugleich ein ſolcher auf Witwen- oder Waiſenrente nach dem Unf. Fürſ.Geſ., jo iſt 
in Spalte 9 zunächſt der Betrag der nach dem Ziv.Penſ.Geſ. erdienten ordentlichen Penſion 
und darunter der Betrag der auf dem Unf. Fürſ.Geſ. beruhenden Unfallpenſion, in den 
Spalten 10 und 11 zunächſt das nach dem höheren Betrage der ordentlichen oder der 
Unfallpenſion berechnete Witwen- und Waiſengeld und darunter die Witwen- und Waiſen⸗ 
rente, ſchließlich aber der zu zahlende höhere Betrag der Hinterbliebenenbezüge anzugeben: 

B + 


Spalte 92 Spalte 10: Spalte 11: 
/so 1165,20 M. 233,04 M. 
99,120 des Dienſteink. Nach dem U. F. G: Nach dem U. F. G.;: 
Genau: 2912,53 M, 20 % des Dienſteink. je 20 % des Dienſteink. 
abgerundet: 2913 M. 785,10 , — 185,10 M 
Nach dem U. F. G.: mithin zu zahlen: mithin zu zahlen: 
66 % des Dienſteink. 1165,20 W. je 785,0 M 
Genau: 2618 WM, 2 * = 1570,80 W. 
abgerundet: 2619 1 i 
Da die ordentliche Penſion Höchſtbetrag: 2913 J, welcher nicht erreicht wird. 


höher iſt als die Unfallpenſion, 
ſo dient die erſtere als Maß⸗ 
ſtab für die Berechnung des 
Witwen- und Waiſengeldes. 
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Sind mehrere Berechtigte vorhanden, jo müſſen die Bezüge von vornherein auch 
für die einzelnen Fälle des Ausſcheidens der Kinder infolge Vollendung des 18. Lebens— 
jahrs berechnet und feſtgeſetzt werden, damit es einer neuen Feſtſetzung nur bedarf, wenn 
anderweite Veränderungen eintreten. (Min. Erl. vom 18. Mai 1898 — Eiſenb. V. Bl. 
S. 115 — und vom 17. Juni 1898 — Min. Bl. S. 144 —). Siehe dazu die Ausführungs⸗ 
Beſtimmungen vom 13. November 1902 — Eiſenb. V. Bl. S. 480 — zu § 2 des Unf. Fürs. Geſ. 

Iſt lediglich Witwen- oder Waiſen rente zuſtändig, beiſpielsweiſe, wenn der Beamte 
auf Witwen- und Waiſengeld verzichtet hat, fo beſchränken ſich die Angaben in den Spalten 10/11 
naturgemäß auf die erſteren Bezüge. In dieſem Falle bedarf es auch einer Ausrechnung 
der ordentlichen oder der Unfallpenſion in Spalte 9 nicht. Ebenſo kann in ſolchem Falle 
Spalte 7 unausgefüllt bleiben und in Spalte 6 die Darſtellung der Militärdienſtzeit fort- 
fallen. Nicht entbehrlich ſind dagegen in Spalte 6 (kurze) Angaben über Beginn und 
Verlauf des Zivildienſtverhältniſſes und in Spalte 8 die Angabe des penſionsfähigen 
Dienſteinkommens. — In Spalte 13b bleibt anzugeben, aus welchem Grunde den Hinter- 
bliebenen ein Anſpruch auf Witwen- und Waiſengeld nicht zuſteht. 

5. Wie zu verfahren iſt, wenn das Witwen und Waiſengeld gemäß § 10 
Hinterbl. Für. Gef. und das Witwengeld zugleich gemäß § 12 desſ. Gel. zu kürzen iſt, weil 
die Bezüge den Betrag der von dem Beamten erdienten Penſion überſteigen bezw. die 
Witwe über 15 Jahre jünger war als der Verſtorbene, ergibt der Min. Erl. vom 17. Ja⸗ 
nuar 1901 — Min. Bl. S. 189, Eiſenb. V. Bl. S. 71, Ztr. Bl. U. V. S. 267. 

6. Abgeſehen von dem in Anm. 4 Abſ. 4 bezeichneten Falle darf niemals die 
ausdrückliche Angabe fehlen, daß geſetzliche Gründe, nach welchen den Hinterbliebenen ein 
Anſpruch auf Witwen⸗ und Waiſengeld nicht zuſteht, nicht vorhanden ſind. Vergl. die 
Beiſpiele zu Spalte 9 des Formulars für die Penſionsnachweiſung. 

7. Im Falle der Bewilligung von Witwen- oder Waiſenrente iſt unter e ein 
Vermerk folgenden Inhaltes aufzunehmen: 

„Der Beamte hat den Betriebsunfall am (Datum) im Dienſte erlitten und iſt 
infolge desſelben geſtorben. Er hat den Unfall nicht vorſätzlich oder durch ein Ver⸗ 
ſchulden im Sinne des $ 7 des Unf.Fürſ.Geſ. herbeigeführt; Schadenserſatzanſprüche 
gegen Dritte haben gemäß den §§ 10,11 desſ. Gef. nicht erhoben werden können. 

Der ortsübliche Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter (vergl. § 4 Abſ. 1 
Unf. Fürſ.Geſ.) ſowie der Jahresarbeitsverdienſt, welchen während des letzten Jahres 
vor dem Unfalle Perſonen bezogen haben, die mit Arbeiten derſelben Art in demſelben 
Betrieb oder in benachbarten gleichartigen Betrieben beſchäftigt waren, (Abſ. 2 
a. a. O.) find nicht höher als das nachgewieſene penſionsfähige Dienſteinkonnnen.“ 

Sind Schadenserſatzanſprüche zu erheben geweſen, ſo iſt der vorſtehende Vermerk 
entſprechend zu ändern und kurz anzugeben, was wegen dieſer Anſprüche veranlaßt worden 
iſt. Überſteigt der ortsübliche Tagelohn oder der Jahresarbeitsverdienſt das Dienſtein⸗ 
kommen des Beamten, fo iſt der Schlußſatz des vorſtehenden Vermerkes, ſoweit er nicht 
zutrifft, zu ſtreichen, der höhere Tagelohn oder Jahresarbeitsverdienſt unter dem Dienit- 
einkommen in Spalte 8 anzugeben und nach ihm die Witwen- (Waiſen-) rente zu bemeſſen. 

8. Gebührt den Hinterbliebenen — bei kürzerer als zehnjähriger Dienſtzeit des 
Beamten — nur in Verbindung mit $ 1 Abſ. 2 Zib. Penſ.Geſ. Witwen- oder Waiſengeld, ſo iſt 
unter b im Anſchluß an den vorgedruckten Vermerk: „Geſetzliche Gründe uſw.“ zu beſcheinigen: 

„Der Beamte iſt infolge einer Krankheit — Verwundung — Beſchädigung — 
verſtorben, welche er ſich bei Ausübung des Dienſtes — aus Veranlaſſung des⸗ 
ſelben Fan ohne eigene Verſchuldung zugezogen hat.“ 

. Wie das Witwen⸗ und Waiſengeld zu berechnen iſt, wenn der Verſtorbene als 
Penſionär im Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne der 88 27 und 28 Bid. Penſ.Geſ. 
wiederangeſtellt geweſen, ergibt § 12a des Hinterbl. Fürſ.Geſ. in der Faſſung vom 
27. Mai 1907. S. dazu die Ausf. Beſt. vom 13. Juni 1907 (Min. Bl. S. 202). 

Kommen neben den ſtaatlichen Reliktengeldern noch Gebührniſſe aus Militär- 
fonds in Frage, jo ſind die Anordnungen in dem Min. Erl. vom 30. März 1908 
(Min. Bl. S. 90) *) zu beachten. N 

10. Im übrigen finden die Anmerkungen zum Formulare für die „Penſious⸗ 
nachweiſung“ ſinngemäß auch auf das Formular für die Witwen⸗ und Waiſengeldnach⸗ 
weiſung Anwendung; es wird daher auf jene verwieſen. 


) S. HM Bl. S. 236. 
) S. HMSBl. S. 172. 


Spalten 
10,11: 


Spalte 13: 


Allgemein: 


Anlage III. 
Formular B 


(für Hinterbliebene von penſionierten 

Beamten, mit Ausſchluß der Bewilligungen 

von Witwen⸗ oder Waiſenrente auf Grund 
des Unf.⸗Fürſ.⸗Geſ.). 


Witwen und Waiſengeldnachweiſung 
fuͤr die 
Lehte Dienſtſtellung, Vor-] Hinterbliebenen des verſtorbenen penſionierten Regierungs- 
(Auf) und Zuname: | ſekretärs, Rechnungsrats Wilhelm Müller, 
Wohnort und Wohnung: wohnhaft bei Beginn der Zahlung in Stettin, Ringſtr. 3. 


Staatshaushaltsetat Kap. 62 Tit. 5a. 
„Geſetzliche Witwen- und Waiſengelder.“ 


Bei Aufſtellung der Nachweiſung ſind die dem Muſter beigegebenen Beiſpiele und Anmerkungen zu beachten. 


An Königliche Regierung. 


die Königliche Regierung 
Stettin, den 5. April 1908. 
in 
Stettin. 1. Einzutragen in das Kataſter. 
2. Nachricht der Empfängerin nach Form. 


re 3. Urſchriftlich nebſt 5 Anlagen 
ſrei d. Abl. 


5 Anlagen. an die Königliche Regierungshauptkaſſe 
hier 


zur Zahlung. 


Unterſchriſt: N. N. 
Journ.⸗Nr. K. 548. 


Form. Nr. 6. Witwen⸗ und Waiſengeldnachweiſung B. 
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1. 2. 3. 4. De | 6. 


Der Waiſen 


Ta . Ts 
Der Witwe Des Tag 5 
der 
n . N Verſetzung Vor⸗(Ruf⸗) name 
und Geburtsname, a) Geburtstag, Ehe⸗ . 155 N Geburtstas 
in Geburtstag. 
b) Geburtstag. b) Sterbetag. ſchließung. Ruheſtand 8 
Ruh d. 
Ifde. 
Nr. 
Bei 
a) Müller, Karoline a) 16. 8. 1847. 16. 1. 1895.| 1. 4. 1906. 1 Marie 20. 12. 1897. 
geb. Schneider. 2 Karl 14. 5. 1899. 
b) 1. 3. 1865. b) 4. 3. 1908. 
7 = N 9. 0.05 11 
Betrag des 
Betrag Witwen⸗ | Waiſen⸗ er Bemerkungen. 
der geldes i a) Rechnung, in welcher die Penſion zuletzt nachgewieſen 
25 der wird, 
Penſion. 40 v. H. der [Ge ½ oder ½ : b) Angabe, daß Ausſchließungsgründe nicht vorhanden find, 
( 9 9 ien Zahlung. 
Penſion) es Witwen⸗ e) Sonſtiges — Anlagen uſw. 
geldes) 
10 M 2 M 10 
ſpiele. 
291 1165 20 233 04 1. Juli 1908. a) Ziwilpenſionsrechnung der hieſigen Regierungshauptkaſſe 


(Kreiskaſſe Teltow) für 1907. 


b) Geſetzliche Gründe, nach welchen den Hinterbliebenen ein 
Auſpruch auf Witwen- und Walſengeld nicht zuſteht, 
ſind nicht vorhanden. 


c) 5 Anlagen, nämlich 
+ Geburtsurkunden, 
1 Heiratsurkunde. 


— — — —P—.' - — — — — ä — — — 
Nach den Sätzen und rechneriſch richtig. 
Unterſchrift: N. N. 
Dienſtſtellung: Regierungsſekretär. 


Die Richtigkeit wird beſcheinigt. 
Potsdam, den 20. März 1908. 


Behörde: Königliche Regierung. 
Unterſchrift: N. N. 


Titelſeite: 


Spalten 1/3 
und 5/6; 


Spalte 7: 


Allgemein: 


Aumerkungen. 


1. Betreffs der Form der Zahlungserſuchen an die zuſtändigen Regierungen ꝛc. und 
der Zahlungsanweiſungen an die Kaſſen ſiehe Anmerkung 1 zum Formular für die Pen⸗ 
ſions nachweiſung. Sofern eine Witwe nicht vorhanden iſt, bezw. die Zahlung nicht an 
dieſe, ſondern an einen anderen (Pfleger, Vormund ꝛc.) erfolgen ſoll, iſt dies in den Spal- 
ten 8/9 — wie bei den Penſionen in Spalte 6 des Form. — erſichtlich zu machen. 

2. Der Nachweiſung find die dazu gehörigen Unterlagen (Urkunden 2c.) als Rech⸗ 
nungsbelege beizufügen; vergl. Nr. 15 der Vorſchrift vom 7. Juli 1882 — Min. Bl. S. 171 —. 
Dies gilt namentlich von der in jedem Falle — beim Vorhandenſein von Waiſen aus 
einer früheren Ehe auch hinſichtlich der letzteren — erforderlichen Heiratsurkunde. 

Der Geburtsurkunden der Eheleute bedarf es jedoch dann nicht, wenn die Ge— 
burtstage des Mannes bezw. der Frau in der Heiratsurkunde angegeben ſind oder wenn 
nach der Zeit der Eheſchließung bezw. des Todes des Ehemanns es keinem Zweifel unter- 
liegt, daß die Ehe über 14 Jahre beſtanden hat und ſomit eine Kürzung des Witwen— 
geldes wegen des Altersunterſchieds der Eheleute (§ 12 Hinterbl. Fürſ.Geſ. und Art. II 
der Novelle vom 1. Juni 1897) ausgeſchloſſen iſt. Im letzteren Falle, ebenſo wenn bei 
einer kürzeren Dauer der Ehe die Witwe nicht mehr als 15 Jahre jünger war als der 
Beamte, bedarf es auch der Sterbeurkunde des Ehemanns nicht. 

Im übrigen können an Stelle förmlicher Geburts- ꝛc. Urkunden auch Beſcheinigungen 
in abgekürzter Form beigebracht werden, welche unter Siegel und Unterſchrift des Standes— 
beamten — koſtenfrei ausgeſtellt werden, die entſcheidenden Tatſachen ergeben und die 
maßgebenden Daten in Buchſtaben ausgeſchrieben enthalten. (Min. Erl. vom 1. September 
1898 — Min. Bl. S. 224 —.) 

Von den Vornamen ſind nur die Rufnamen in die Nachweiſung einzutragen, falls 
es zu deren Feſtſtellung nicht beſonderer Ermittelungen bedarf. 

3. Hat die Ehe über 14, Jahre beſtanden, jo kann die Augabe der Geburtstage 
der Eheleute fortfallen. 

4. Steht der Tod eines auf Grund des Unfallfürſorgegeſetzes peuſionierten Beamten 
nicht mit dem erlittenen Betriebsunfall in urſächlichem Zuſammenhange, ſo richtet ſich die 
Fürſorge für die Hinterbliebenen lediglich nach dem ordentlichen Hinterbl. Fürſ. Geſ. In 
ſolchem Falle kommt mithin niemals die Bewilligung von Witwen- oder Waiſenrente nach 
dem Unf. Fürſ.Geſ., ſondern immer nur die Gewährung von Witwen- oder Waiſengeld 
nach dem Hinterbl. Fürſ.Geſ. unter Zugrundelegung der Unfallpenſion nach dem Unf. 
Fürſ.Geſ. oder der höheren ordentlichen Penſion nach dem Ziv. Penſ.Geſ. in Frage. Das 
jo berechnete Witwengeld (40% von mindeſtens 66 ¾ 9% — 26 ¼ % des Dienſtein⸗ 
kommens) iſt höher als die Witwenrente (20% des Dienſteinkommens); es erübrigt ſich 
daher, was die Verſorgung der Witwe anbelangt, in der Regel die Ermittelung der Todes— 
urſache des Beamten bezw. die Feſtſtellung der Witwenrente nach dem Unf.Fürſ.Geſ. 
Vergl. Anm. 5. Im übrigen ſiehe die „Ausführungsanweiſung über die Berechnung der 
Bezuͤge für die Hinterbliebenen von Staatsbeamten, die im Dienſte einen Betriebsunfall 
erlitten haben“, vom 6. Juli 1907 (Min. Bl. S. 254“). 

5. Handelt es ſich um die Hinterbliebenen von Unfallpenſionären, jo iſt das For⸗ 
mular B nur anzuwenden: 

a) a lediglich eine Witwe — außer ihr alſo nicht noch Waiſen — in Betracht 
ommen, 

b) wenn zwar — neben einer Witwe oder ohne eine ſolche — Waiſen vorhanden 
ſind, der Beamte jedoch nicht infolge des erlittenen Betriebsunfalls geſtorben iſt. 

In letzterem Falle iſt in Spalte 11 unter e zu vermerken: 

Der Beamte iſt nicht infolge des erlittenen Betriebsunfalls geſtorben. 

War dagegen der Tod eine Folge des Betriebsunfalls und ſind auch oder nur 
Waiſen hinterblieben, ſo erfolgt die Feſtſtellung der Bezüge für die Witwe und die Waiſen 
unter Benutzung des Formulars A. S. dort Anm. 4. — Vergl. auch Anm. 4 zu dieſem 
Formular (B). 

6. Im übrigen ſiehe die Beiſpiele und Anmerkungen zum Formular A 
bezw. zum Formular für die „Penſionsnachweiſung“. 


) S. HMBl. S. 341. 
—— 
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III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 
Betr. Handelskammer in Erfurt. 
Die Zahl der Mitglieder der Handelskammer in Erfurt iſt auf 22 erhöht worden. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Seeſteuermanusgewerbes. 
Dem Steuermann Heinrich Franz Meiners, geb. am 14. Auguſt 1873 zu Barßel in 
Old., iſt durch den Spruch des Secamtes in Bremerhaven vom 19. Februar d. J. die 
Befugnis zur Ausübung des Seeſteuermannsgewerbes entzogen worden. 


3. Eichweſen. 
Betr. Meßgeräte in landwirtſchaftlichen Betrieben. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. Februar 1909. 
Im Anſchluß an die Erlaſſe vom 25. Oktober 1902 (HMBl. 1902 S. 378) und 16. September 
1905 — IIa 3405 —. 3 

Das Königliche Kammergericht hat in einem Urteil vom 5. März 1908 und feitdent 
in gleichmäßiger Rechtſprechung ſich dahin ausgeſprochen, daß Landwirte, bei denen ein 
öffentlicher Verkehr nach Maßgabe des Art. 10 der Maß- und Gewichtsordnung ſtattfindet, 
als Gewerbetreibende im Sinne des § 369 StGB. anzuſehen find. 
5 Da hiernach kein Zweifel mehr beſteht, daß Landwirte auf Grund der angeführten 
Strafbeſtimmung beſtraft werden können, erheiſcht es das Intereſſe der in Betracht 
kommenden Kreiſe, daß ihnen in geeigneter Weiſe von der Rechtslage Kenntnis gegeben und 
ne darauf hingewieſen werden, daß fie, ſoweit fie eine auf fortgefekten Erwerb gerichtete 
Tätigkeit ausüben, der Beſtrafung unterliegen, wenn bei ihnen zum Gebrauch in ihrem Ge- 
werbe geeignete, mit dem geſetzlichen Eichungsſtempel nicht verſehene oder unrichtige Maße, 
Gewichte oder Wagen vorgefunden werden, oder wenn ſie ſich einer anderen Verletzung der 
Vorſchriften über die Maß⸗ und Gewichtspolizei ſchuldig machen. Ein ſolcher Hinweis 
erſcheint umſomehr geboten, als das Inkrafttreten der neuen Maß- und Gewichtsordnung 
bevorſteht, deren Beſtimmungen nach der Abſicht des Geſetzgebers auf Landwirte hinſichtlich 
ihrer dem eichpflichtigen Verkehre dienenden Meßgeräte in gleicher Weiſe wie auf andere 
Gewerbetreibende Anwendung zu finden haben. Dieſe Abſicht des Geſetzgebers ergibt 
ſich ſowohl aus der Faſſung des § 22 des Geſetzes (RGBl. 1898 S. 349) als aus der dem 
Entwurfe beigegebenen Begründung. Es wird dort zu $ 20 der dem Reichstag unter dem 
28. November 1905 gemachten Vorlage (Reichstags-Druckſache Nr. 33 S. 28) ausgeführt, daß 
nicht gefordert werde, daß der Täter ein Gewerbe im Sinne der Gewerbeordnung betreibe; 
Borausſetzung für die Strafbarkeit ſolle vielmehr lediglich fein, daß die Zuwiderhandlung 
innerhalb einer auf fortgeſetzten Erwerb gerichteten Tätigkeit erfolge. Hieraus folge, daß 
auch die in einem landwirtſchaftlichen Betriebe ſtattfindenden Verkäufe ſelbſtgewonnener 
Erzeugniſſe, ſofern es ſich nicht lediglich um eine vereinzelte gelegentliche Veräußerung 
handele, der Strafvorſchrift unterworfen ſeien. 

Es liegt im Intereſſe der beteiligten Landwirte, ihre Aufmerkſamkeit auf vorſtehende 


Punkte ſowie insbeſondere darauf zu lenken, daß nach Inkrafttreten der neuen Maß und 
Gewichtsordnung alle dem eichpflichtigen Verkehre dienenden Meßgeräte innerhalb beſtimmter 
Friſten regelmäßig zur Nacheichung zu bringen ſein werden. 


Ich erſuche Sie, hiernach das Zweckentſprechende zu veranlaſſen. 
IIa. 864. Delbrück. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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4. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Eiſenbahnbeförderung neuer Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 2. März 1909. 

Die in Nr. 9 des Reichsgeſetzblatts für 1909 enthaltene Bekanntmachung des Bundes⸗ 

rats vom 6. Februar 1909 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 
Gelatine-Aſtralit und Gelatine-Wetteraſtralit. 

Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HMBl. S. 45) teile 
ich mit, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag der Dynamit⸗-Aktiengeſellſchaft zu 
Hamburg erteilt iſt. 

Im Auftrage. 
Ib 2218. von der Hagen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Einrichtung und Betrieb von Aufzügen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. März 1909. 
Auf die Anfrage vom 22. v. M. erwidere ich Ihnen, daß Ihre Auslegung des § 23 
Abſ. III Ziff. 3 der Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und den Betrieb von 
Aufzügen, zutrifft. Der § 23 fordert ſowohl Tür⸗ als Steuerverriegelung, jedoch ſtehen 
beide in einem gegenſeitigen Abhängigkeitsverhaltniſſe. Da auch die Überſchrift beide 
Funktionen zuſammenfaßt, jo kann Abſ. IIl nur dahin verſtanden werden, daß die in dieſem 
bezeichneten Fahrſtühle von der Tür- und der Steuerverriegelung ausgenommen ſind. 


Im Auftrage. 
III 1596. Neumann. 


An die Maſchinenfabrik in N. 


2. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. baupolizeiliche Abnahme der Dampfkeſſel. 
Berlin W. 66, den 25. Februar 1909. 

Durch meinen, des Miniſters für Handel und Gewerbe, Erlaß vom 21. Januar 1903 
(HM Bl. S. 17) find die Dampfkeſſelüberwachungsvereine, unter Ausſchluß des Bergreviers 
Hannover, allgemein mit der Ausführung der Abnahmeprüfung bei den der Aufſicht der Berg 
behörden unterſtellten Vereins⸗ und im ſtaatlichen Auftrag überwachten Keſſelaulagen betraut 
worden. Nach 8 24 Abſ. 3 der Reichsgewerbeordnung iſt bei der Abnahme zu prüfen, ob die 
Ausführung der Anlage den Beſtimmungen der erteilten Genehmigungsurkunde entſpricht. Da 
letztere auch die baupolizeiliche Genehmigung umfaßt, ſo ſind Zweifel darüber entſtanden, 
ob den Dampfkeſſelvereinen infolge der Übertragung der Abnahmebefugnis auch die Ver⸗ 
pflichtung obliege, den baupolizeilichen Teil der Abnahme auf den der Aufſicht der Berg⸗ 
behörden unterſtellten Dampfkeſſelanlagen wahrzunehmen. Wie ſchon aus meinem, des 
Miniſters für Handel und Gewerbe, Erlaß an die Oberbergämter vom 3. Auguſt 1906 
— 1. 6697 — hervorgeht, war dies ebenſowenig beabſichtigt, wie es nach dem Erlaß vom 
24. November 1905 (HM Bl. 1906 S. 12) bei den der Landespolizeibehörde unterſtellten 
Anlagen der Fall iſt. Gegen eine Anderung dieſes Zuſtandes ſprechen gewichtige Gründe. 

Es erſcheint nicht tunlich, den weſentlich maſchinentechniſch vorgebildeten Ingenieuren 
der Dampfkeſſelüberwachungsvereine bautechniſche Aufgaben in weiterem Umfange zu 
übertragen, als es im Intereſſe der Beſchleunigung des Genehmigungsverfahrens bisher 
geſchehen iſt. Schon gegen die bauliche Vorprüfung der Genehmigungsgeſuche durch die 
Vereinsingenieure ſind in den Berichten auf meinen, des Miniſters für Handel und Gewerbe, 
Erlaß vom 24. September 1907 (III. 7120, I. 8766) erhebliche Bedenken geäußert worden. Die 
Beſchlußbehörden laſſen dieſer Bedenken wegen vielfach eine Nachprüfung der Geſuche durch 
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Kommunal- oder Kreisbaubeamte eintreten. Soweit dies nicht der Fall iſt, nötigen die 
geäußerten Bedenken dazu, in der bevorſtehenden Abänderung der Keſſelanweiſung vom 
9. März 1900 geeignete Maßnahmen zu treffen. Eine Ausdehnung der bautechniſchen 
Befugniſſe der Vereinsingenieure auf die baupolizeiliche Abnahme müßte daher zu ernſten 
Beſorgniſſen Anlaß geben, insbeſondere bei modernen Keſſelanlagen mit großen Kohlenſilos 
und hohen Schornſteinen, oder Bauweiſen wie Eiſenbeton, die noch wenig erprobt ſind. 
In Rückſicht auf dieſe Umſtände hat der Zentralverband der preußiſchen Dampfkeſſelvereine 
in ſeiner letzten Hauptverſammlung dringend darum gebeten, ihn nicht mit dieſer verant⸗ 
wortlichen Tätigkeit zu betrauen. 

Dieſelben Geſichtspunkte ſprechen aber dafür, auch den Bergrevierbeamten die bau⸗ 
polizeiliche Abnahme nicht mehr zu belaſſen. Dazu tritt der Umſtand hinzu, daß dieſe 
Beamte bei der ſtetigen Betriebserweiterung der ihrer Aufſicht unterſtellten Anlagen mit 
Dienſtgeſchäften überlaſtet ſind, ſo daß ihre Entlaſtung im dienſtlichen Intereſſe liegt. 

Wir beſtimmen daher unter Aufhebung des Erlaſſes des Miniſters für Handel und 
Gewerbe und der öffentlichen Arbeiten vom 7. Dezember 1874 — l. 7373, III. 22426, 
IV. 15 794 —, daß die Abnahme des baulichen Zubehörs zu Keſſelanlagen (Aufſtellungs⸗ 
raum und Schornſtein) auf den der Bergbehörde unterſtellten Anlagen wie bei den übrigen 
Tagesbauten künftig von den örtlich zuſtändigen Baupolizeibehörden zu bewirken iſt. Um 
indeſſen den beteiligten Bergbehörden eine ſachdienliche Mitwirkung zu ermöglichen, haben 
die Baupolizeibehörden die zuſtändigen Bergrevierbeamten von dem Zeitpunkte der ſtatt— 
findenden Abnahme rechtzeitig zu verſtändigen. 

ſehen erſuchen, die in Betracht kommenden Polizeibehörden hiernach mit Anweiſung zu 
verſehen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Delbrück. In Vertretung. 
III 8061/08. I. 7725/08 M. f. H. — III B 8. 78 D. M. d. 5. A. von Coels. 


An 5 en Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die Ober- 
ergämter. 


3. Wandergewerbe und Märkte. 


Betr. Wollmärkte in Ülzen. 

Durch gemeinſchaftlichen Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe und für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten vom 3. März d. J. iſt die Aufhebung der alljährlich am 
zweiten Donnerstag im Juli und am Montag und Dienstag vor dem Johannis-Krammarkt 
in Ulzen ſtattfindenden Wollmärkte angeordnet werden. 


4. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 
5 Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Unterſtützungskaſſe für Arbeiter in der Gemeinde Caan Marienborn (E. H.), 

2. Kranken- und Sterbekaſſe der Schiffseigner, Schiffsleute und Schiffbauer für die 
Ortſchaften Rothenburg, Nelben, Gnölbzig, Trebnitz, Cönnern, Friedeburg und 
Brucke (E. H.), 

. Allgemeine Schneider-Kranken⸗Kaſſe (E. H.) in Bielefeld, 

„Kranken⸗Unterſtützungskaſſe für Bauhandwerker im Amtsbezirk Schawoine und Um⸗ 
gegend „Humanität“ (E. H.), 

„Kranken⸗Unterſtützungs⸗ und Sterbekaſſe für Handwerksmeiſter, Geſellen reſp. 
Gehilfen und Lehrlinge der Stadt Aken (E. H.). 

Berlin, den 16. März 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 1776 II. Ang. Neumann. 


H> 2 


or 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheitent, 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Prüfungen für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 
Im Jahre 1909 werden beginnen die Prüfungen 
a) für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten: 
in Danzig am 26. März und 24. September, 
in Stettin am 1. April und 27. September; 
b) für Lehrerinnen der Hauswirtſchaftskunde: 
in Danzig am 29. März und 27. September, 
in Stettin am 17. Mai und 1. November. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Ausbildungskurſe für Lehrer an Fortbildungsſchulen. 
Jin Jahre 1909 werden in Berlin folgende Ausbildungskurſe für Lehrer an Fort: 
bildungsſchulen abgehalten werden: 
ein kaufmänniſcher Unterkurſus in der Zeit vom 19. April bis 15. Mai, 
ein kaufmänniſcher Oberkurſus in der Zeit vom 7. Juni bis 3. Juli, 
ein gewerblicher Einführungskurſus in der Zeit vom 1. bis 27. November. 


Betr. Zeichenkurſe für Lehrer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 5. März 1909. 

Bei den Beſichtigungen der in den letzten beiden Jahren veranſtalteten Zeichenkurſe 
für Fortbildungsſchullehrer durch die Mitglieder des Landesgewerbeamtes hat ſich heraus⸗ 
geſtellt, daß über die Aufgaben und Ziele dieſer Kurſe vielfach noch irrige Auffaſſungen 
herrſchen. Ich ſehe mich daher veranlaßt, für die Durchführung der Kurſe im Anſchluß an 
meinen Erlaß vom 22. April 1907 (HMBL. S. 149) auf Grund der mir erſtatteten 
Berichte nähere Anweiſung zu geben. Dabei bemerke ich, daß die nachſtehenden Vor- 
ſchriften nicht beſtimmt ſind, für die Geſtaltung der Kurſe ein ſtarres Schema zu bilden, 
ſondern daß die Eigenart der Schulen, bei denen die Kurſe ſtattfinden, innerhalb richtiger 
Grenzen wie bisher gewahrt werden ſoll. 


I. Allgemeines. 

In den Zeichenkurſen find wöchentlich 40 Unterrichtsſtunden zu erteilen; zwei Wochen- 
nachmittage ſind frei zu laſſen. l 

Vielfach iſt die Wahrnehmung gemacht worden, daß die Leiter und Lehrer an den 
Zeichenkurſen mit den gewerblichen Fortbildungsſchulen, ihrem Schülermaterial und den bei 
ihnen erreichbaren Lehrzielen nicht hinreichend vertraut waren, um den Unterricht in den 
Kurſen ſo zu geſtalten, daß er den beſonderen Bedürfniſſen des Fortbildungsunterrichts 
entſpricht. Ich wünſche daher, daß künftig alle als Leiter oder Lehrer in den Kurſen zu 
verwendenden Perſonen, bevor ſie an den Kurſen tätig werden, mindeſtens die gewerbliche 
Fortbildungsſchule an ihrem Wohnort und möglichſt auch einige in der Nähe gelegene 
1191 ache. a beſuchen und ſich ein Bild von dem Stande des Zeichenunter- 
richts machen. 

Ferner iſt aufgefallen, daß in vereinzelten Fällen Lehrer zu den Kurſen einberufen 
worden ſind, die wegen ihres vorgerückten Lebensalters nicht mehr imſtande waren, mit 
Erfolg daran teilzunehmen. Ich beſtimme daher, daß in Zukunft nur Lehrer, die nicht 
älter als 40, höchſtens 42 Jahre alt ſind, zu den Kurſen einberufen werden, und daß Aus⸗ 
nahmen hiervon nur dann gemacht werden, wenn kein Zweifel beſteht, daß der Lehrer 
imſtande iſt, mit vollem Nutzen an dem Kurſus teilzunehmen. 


II. Vorbereitungskurſe. 


Die Vorbereitungskurſe find dazu beſtimmt, den notwendigen Untergrund zu legen für 
den ſpäteren Beſuch der Fachkurſe. Es iſt alſo nicht ihre Aufgabe, das Fachzeichnen oder 
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das ornamentale Zeichnen in einer Weiſe zu betreiben, daß die Kurſiſten den Stoff in den 
Fortbildungsſchulen unmittelbar weitergeben können. Bei der Beſichtigung der Kurſe hat 
ſich indeſſen gezeigt, daß ein mehr oder weniger großer Bruchteil der Zeit auf ornamentales 
Zeichnen verwendet wurde, wozu die Gewohnheit der früheren allgemeinen Ausbildungskurſe 
Veranlaſſung gegeben haben mag. Ferner wurde beobachtet, daß das Linear- und Pro- 
lektionszeichnen ſehr häufig in einer Weiſe betrieben wurde, die nicht mehr Projektions⸗ 
zeichnen, ſondern reines Fachzeichnen war. Zu dieſer Übung hat in der Regel der von den 
Kurſusteilnehmern geäußerte Wunſch verleitet, direkt verwendbare Anweiſungen für den 
Unterricht in der Fortbildungsſchule zu erhalten. Unklarheit hat auch vielfach über das in 
dem Erlaß vom 22. April 1907 genannte Aufnehmen von Maßſkizzen geherrſcht, was zu 
verſchiedenen ſich widerſprechenden Auffaſſungen geführt hat. 

Für die Folge werden die nachſtehenden Anweiſungen bei Abhaltung der Vorbereitungs⸗ 
Pere als Richtſchnur zu gelten haben. Die wöchentlichen 40 Stunden ſind wie folgt zu 
erteilen: 


1. 24 Stunden Zirkelzeichnen, Projektionszeichnen und Aufnahmen von Maßſkizzen, 
8 


2 Gerätezeichnen, 
3. 6 Pflanzenzeichnen, 
4. 2 Schrift, 


zuſammen 40 Stunden. 


Zu den einzelnen Unterrichtsgegenſtänden iſt dabei folgendes zu bemerken: 

Zu 1. Nach erfolgter Anleitung im Gebrauche der Ziehfeder wird zur Projektion von 
Körpern und einfachen Modellen auf drei Ebenen übergegangen, darauf werden einige 
einfache Durchdringungen behandelt. Hieran anſchließend werden die Grundſätze des Maß⸗ 
ſtizzierens erläutert und das Auftragen von Fachmodellen geübt. Es iſt notwendig, die 
Mehrzahl der Blätter mit der Ziehfeder auszuziehen, jedoch kann gegen Schluß des Kurſus 
das Ausziehen in Tuſche wegfallen. Es empfiehlt ſich, das Aufnehmen von Maßßkizzen 
nicht weiter als geſonderten Unterrichtsgegenſtand zu behandeln, ſondern es, wie oben an- 
gedeutet, mit dem Zirkel⸗ und Projektionszeichnen in Verbindung zu bringen. 

Zu 2. Das Gerätezeichnen dient dazu, das perſpektiviſche Sehen und das Abſchätzen 
von Proportionen zu üben. Das Erfaſſen und Darſtellen der rein maleriſchen Erſcheinung 
tritt dabei in den Hintergrund, vielmehr wird es ſich in der Hauptſache um Konturzeich— 
nungen handeln. Die Übungen beginnen mit gradflächigen Körpern und Gegenſtänden in 
freier perſpektiviſcher Darſtellung ohne Schattengebung. Denmächit folgen Übungen in der 
perſpektiviſchen Wiedergabe von Körpern mit gekrümmten Flächen, von vielgeſtaltigen 
Geräten und Körpern. Hierbei iſt beſonders darauf zu achten, daß der Aufbau der Grund 
formen richtig erfaßt und aus der Erkenntnis des mathematiſchen Aufbaues das perſpekti— 
viſche Bild richtig entwickelt wird. 

Zu 3. Das Pflanzenzeichnen verfolgt den Zweck, die Geſetzmäßigkeit in der Ent- 
wickelung der Naturformen zu erkennen und gleichzeitig die Liebe zum Studium der Natur⸗ 
formen zu entwickeln. Die Übungen beginnen mit einfachen Darſtellungen von Pflanzen⸗ 
blättern in der Ebene unter Anwendung von Farbentönen. Die Zufälligkeiten des Wuchſes 
werden dabei auf die geſetzmäßige Form zurückgeführt. An das Pflanzenzeichnen kann ſich 
das Entwickeln der einfachſten Flachornamentformen, wie von Roſetten und Bändern, an- 
ſchließen. Die Ubungen im Gerätezeichnen ſowohl wie im Pflanzenzeichnen finden in der 
Form von Bleiſtiftzeichnungen ſtatt. 

e Vom Schriftzeichnen ſollen nur die einfachſten Elemente gelehrt werden, 
lediglich um den Sinn für eine geſchloſſene architektoniſche Schrift zu entwickeln und um 
den Schüler in den Stand zu ſetzen, techniſche Zeichnungen angemeſſen in geſchmackvoller 


a Beten Die Schriftübungen finden mit dem Quellſtift und mit der NRohr- 
eder ſtatt. 


III. Kleine Fachkurſe. 

Wegen der Auswahl der Lehrer zu den Fachkurſen bringe ich die Vorſchrift des 
Erlaſſes vom 22. April 1907 in Erinnerung, wonach nur Lehrer zuzulaſſen ſind, welche 
die dort bezeichnete Vorbildung im Zeichnen nachweiſen können. . IR 
s In den kleinen Fachkurſen kommt es darauf an, den Kurſiſten neben einer Einführung 
in das elementare Fachzeichnen ſowie der zu deſſen Verſtändnis nötigen fachlichen Belehrung 
eine genaue Anweiſung über das in der Fortbildungsſchule ſelbſt zu lehrende Stoffgebiet 
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zu geben, derart, daß den Kurſiſten zugleich der Unterrichtsitoff in der Form und der Aus— 
dehnung geboten wird, wie er in der Fortbildungsſchule ſelbſt übermittelt werden ſoll. 
Weſentlich iſt eine gründliche Vertiefung in diejenigen erſten Elemente des fachlichen 
Zeichnens, die allein für die Fortbildungsſchule in Frage kommen können. Die nicht zu 
entbehrende fachliche Belehrung, zu der ſoviel als irgend möglich auch die Anſchauung 
heranzuziehen iſt, knüpft ſich paſſend an das Stoffgebiet des Zeichenunterrichts an. 

Die kleinen Fachkurſe für Lehrer an Malerklaſſen, die nur für künſtleriſch veranlagte 
Lehrer in Frage kommen, dauern 6 Wochen und ſind nicht nur für die Lehrkräfte der 
Stubenmalerklaſſen, ſondern auch für die Klaſſen der ſchmückenden Gewerbe überhaupt 
beſtimmt. Es ſoll in ihnen deshalb eine allgemeine künſtleriſche Grundlage gegeben, da— 
neben jedoch auch verſucht werden, den Kurſiſten einen methodiſchen Lehrgang für das zu 
bieten, was ſie in der Fortbildungsſchule lehren ſollen. Es empfiehlt ſich, die Einteilung 
des Lehrſtoffs ſo vorzunehmen, daß von den 40 Wochenſtunden 24 Stunden auf das 
eigentliche maleriſche Fachzeichnen in allen feinen Verzweigungen (Pflanzenſtudium, Ornament⸗ 
kombinationen, Pinſelübungen, Farbtreffübungen, Malen in Leimfarbe, Schablonenſchneiden, 
Raumſtimmen, Malübungen in Leimfarbe) und die daran anzuſchließende fachliche Belehrung 
entfallen, und daß 8 Stunden auf Zeichnen und Malen nach Gegenſtänden und 8 Stunden 
auf künſtleriſche Schrift verwendet werden. Die Schrift iſt in der Weile zu behandeln, 
daß das Schreibwerkzeug (Quellſtift, Rohrfeder, Pinſel uſw.) den Ausgangspunkt für den 
Schriftcharakter bildet. Die Schrift wird geſchrieben und nicht gezeichnet. 

Die Kurſe für künſtleriſche Schrift und Buchausſtattung dauern 3 Wochen und finden 
bis auf weiteres nur an der Kunſtgewerbeſchule in Düſſeldorf nach dem dort entwickelten 
Lehrgange ſtatt. 

Die Fachkurſe für Lehrer an Tiſchlerklaſſen dauernd 3 Wochen und umfaſſen lediglich 
elementares Tiſchlerfachzeichnen, das von den 40 Wochenſtunden etwa 36 einzunehmen hat. 
Die verbleibenden 4 Stunden werden zweckmäßig zu Vorträgen über Konſtruktionslehre und 
Materialkunde verwendet. 

Auf die Fachkurſe für Lehrer an Maurer- und Zimmrerklaſſen findet das für die 
Tiſchlerfachkurſe Geſagte ſinngemäß Anwendung. 

Die Fachkurſe für Lehrer an Metallarbeiterklaſſen dauern 3 Wochen. Der Unterricht 
hat damit zu beginnen, daß die Kurſiſten zunächſt nach Skizzen, die vom Lehrer an der 
Tafel entwickelt werden, zu arbeiten haben. Erſt nachdem eine Zeichnung gründlich durch⸗ 
gearbeitet worden iſt, iſt das Skizzieren nach Modellen aufzunehmen. Auf die Anfertigung 
von Zeichnungen (ſei es in Blei oder Tuſche) iſt mindeſtens dieſelbe Zeit wie auf die An— 
fertigung von Skizzen zu verwenden. 

In den Fachkurſen für Lehrer an Schuhmacherklaſſen, deren Dauer 3 Wochen beträgt, 
wird das Zeichnen der einzelnen Teile des Schuhes nach Modellen und das Verändern der 
erhaltenen Formen für verſchiedene Maße ſowie das Ausſchneiden der Formen geübt. Das 
Konſtruieren der Formen ohne Modell iſt in der Regel zu vermeiden. 

IV. Es hat ſich das Bedürfnis herausgeſtellt, das in dem Erlaß vom 22. April 1907 
aufgeſtellte Programm für die Zeichenkurſe nach zwei Richtungen hin zu erweitern. 

1. Die Zahl der Vorbereitungs- und Fachkurſe, die mit den verfügbaren Mitteln 
veranſtaltet werden können, reicht bei weitem nicht aus, um dem Bedürfniſſe der Lehrer 
nach Aus- und Fortbildung zu genügen. Es muß deshalb nach neuen, weniger koſtſpieligeren 
Gelegenheiten geſucht werden, um den Lehrern die Möglichkeit zur Übung im Zeichnen zu 
bieten. Eine ſolche Gelegenheit bietet ſich in der Veranſtaltung von Mittwoch- und 
Sonnabendnachmittagskurſen an Orten, an denen Fachſchulen beſtehen, und an größeren 
Eiſenbahnknotenpunkten für die Lehrer, die am Orte und in der näheren Umgebung wohnen. 
Dieſe Kurſe, die mit 6 bis 8 Stunden wöchentlich eingerichtet werden können, müſſen ſolange 
ausgedehnt werden, bis die Stundenzahl erreicht iſt, die dem Vorbereitungs- oder dem 
kleinen Fachkurſus entſpricht, zu deſſen Erſatz fie beſtimmt find. Im übrigen iſt der Unter⸗ 
richt in bezug auf Lehrinhalt und Stundenplan den örtlichen Verhältniſſen anzupaſſen. 

2. Da erfahrungsgemäß die Lehrer an kleinen Fortbildungsſchulen mit beruflich ge— 
miſchten Klaſſen nur in Ausnahmefällen für die Teilnahme an mehreren Zeichenkurſen 
abkömmlich find, ſoll für ihre Anleitung künftig in gemiſchten Fachkurſen eine beſondere 
Gelegenheit geboten werden. Die Einberufung zu dieſen Kurſen iſt beſchränkt auf Lehrer, 
die an Fortbildungsſchulen mit einer oder zwei Zeichenklaſſen beſchäftigt ſind, jedoch iſt ſie 
von einer vorherigen Teilnahme an einem Vorbereitungskurſus nicht abhängig. Die Ein⸗ 
richtung der gemiſchten Fachkurſe nach Lehrinhalt und Stundenplan richtet ſich nach den 
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örtlichen Verhältniſſen. Das vorbereitende Zeichnen ift in verkürzter Form und in An- 
paſſung an die jeweilig berückſichtigten Berufe dem eigentlichen Fachzeichnen voranzuſchicken. 
Das Fachzeichnen ſelbſt, mit dem möglichſt früh zu beginnen ift, erſtreckt ſich auf die aller⸗ 
einfachſten Typen und wird ſtreng in der Form erteilt, in der der Unterricht von den 
Kurſiſten an die Fortbildungsſchüler gegeben werden ſoll. Es iſt darauf zu achten, daß 
nicht eine Zerſplitterung in zuviele Berufe eintritt, vielmehr ſind in jedem Kurſus nur zwei 
Berufsgruppen (etwa Baugewerbe und Metallgewerbe, oder Tiſchlerei und Zeichnen der 
ſchmückenden Gewerbe, oder Bekleidungsgewerbe mit Kombinationen einer der vorgenannten 
Gruppen uſw.) zu behandeln. 

V. Die unter II bis IV behandelten Kurſe ſollen hauptſächlich dazu dienen, an ſolchen 
Orten für das Fachzeichnen Rat zu ſchaffen, an welchen techniſch geſchulte Kräfte nicht zu 
haben find. Wo ſolche vorhanden find, empfiehlt es ſich, fie zur Erteilung des Fach⸗ 
unterrichts heranzuziehen. Dafür iſt jedoch in der Regel eine eingehende Unterweiſung über 
das Lehrziel und die Lehrmethode an Fortbildungsſchulen ſowie über das Verhalten des 
Unterrichtenden den Schülern gegenüber nötig, um fehlerhafte Stellung der Aufgaben, zu 
hohe Ziele und pädagogiſche Mißgriffe der Lehrenden zu vermeiden. Ich habe daher in 
Ausſicht genommen, verſuchsweiſe Kurſe zu veranſtalten, in denen neu eintretenden techniſchen 
Lehrkräften eine methodiſche, mit Probelektionen und anderen Übungen verbundene Anweiſung 
für die Erteilung des Unterrichts in den Fortbildungsſchulen gegeben werden ſollen. Nähere 
Beſtimmungen hierüber bleiben vorbehalten. 

Schließlich bemerke ich, daß für die Veranſtaltung von Zeichenkurſen, ſoweit dabei auf 
Beihilfen aus Staatsmitteln gerechnet wird, in jedem Falle mein vorgängiges Einverſtändnis 
erforderlich iſt, und daß aus den Etats der Fortbildungs- und Fachſchulen, bei denen die 
Kurſe ſtattfinden, Aufwendungen für dieſe Zwecke nicht gemacht werden dürfen. 

Einige Abdrucke dieſes Erlaſſes ſind zur Mitteilung an die beteiligten Fachſchul⸗ 
direktoren beigefügt. 

Im Auftrage. 


IV 2322. Simon. 


An den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam und die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 
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